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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1936/2005 DES RATES

vom 21. November 2005

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 27/2005 hinsichtlich Hering, Schwarzen Heilbutt und
Tintenfisch

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2371/2002 des Rates vom
20. Dezember 2002 über die Erhaltung und nachhaltige Nut-
zung der Fischereiressourcen im Rahmen der gemeinsamen Fi-
schereipolitik (1), insbesondere auf Artikel 20,

auf Vorschlag der Kommission

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 27/2005 des Rates (2) wur-
den für 2005 die Fangmöglichkeiten und begleitenden
Fangbedingungen für bestimmte Fischbestände und Be-
standsgruppen in den Gemeinschaftsgewässern sowie
für Gemeinschaftsschiffe in Gewässern mit Fangbeschrän-
kungen festgesetzt.

(2) Aufgrund neuer wissenschaftlicher Gutachten hat die In-
ternationale Kommission für die Fischerei in der Ostsee
empfohlen, die Fangmöglichkeiten der Gemeinschaft für
Hering in den Untergebieten 30 und 31 der Ostsee um
15 000 Tonnen auf 86 856 Tonnen zu erhöhen. Diese
Erhöhung sollte umgesetzt werden.

(3) Gemäß den korrigierten Fangstatistiken sollte Litauen Zu-
gang zu Fangmöglichkeiten für 10 Tonnen Schwarzen
Heilbutt in den Gebieten IIa (Gemeinschaftsgewässer)

und den Untergebieten IV, VI (Gemeinschaftsgewässer
und internationale Gewässer) haben. Die korrigierten An-
gaben sollten daher umgesetzt werden.

(4) Um zur Erhaltung der Tintenfischbestände beizutragen
und insbesondere die Jungtiere zu schützen, sollte 2005
bis zur Annahme einer Verordnung zur Änderung der
Verordnung (EG) Nr. 850/98 des Rates vom 30. März
1998 zur Erhaltung der Fischereiressourcen durch tech-
nische Maßnahmen zum Schutz von jungen Meerestie-
ren (3) eine Mindestgröße für Tintenfische in Meeresge-
wässern unter der Hoheit oder Gerichtsbarkeit von Dritt-
ländern im CECAF-Raum festgesetzt werden.

(5) Die Verordnung (EG) Nr. 27/2005 sollte daher entspre-
chend geändert werden.

(6) Aus Gründen der Dringlichkeit ist es wichtig, eine Aus-
nahme von der in Abschnitt I Nummer 3 des dem Ver-
trag über die Europäische Union und dem Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügten
Protokolls über die Rolle der einzelstaatlichen Parlamente
in der Europäischen Union genannten sechswöchigen
Frist zu gewähren —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Anhänge IA, IB und III der Verordnung (EG) Nr. 27/2005
werden gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung ge-
ändert.
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(1) ABl. L 358 vom 31.12.2002, S. 59.
(2) ABl. L 12 vom 14.1.2005, S. 1. Zuletzt geändert durch die Ver-

ordnung (EG) Nr. 1300/2005 (ABl. L 207 vom 10.8.2005, S. 1).
(3) ABl. L 125 vom 27.4.1998, S. 1. Zuletzt geändert durch die Ver-

ordnung (EG) Nr. 1568/2005 (ABl. L 252 vom 28.9.2005, S. 2).



Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in
Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 21. November 2005.

Im Namen des Rates
Der Präsident
J. STRAW

DEL 311/2 Amtsblatt der Europäischen Union 26.11.2005



ANHANG

Die Anhänge der Verordnung (EG) Nr. 27/2005 werden wie folgt geändert:

1. Anhang IA:

Der Eintrag für Hering in den Untergebieten 30—31 erhält folgende Fassung:

„Art: Hering
Clupea harengus

Gebiete: Untergebiete 30—31
HER/3D30.; HER/3D31.

Finnland 72 625
Schweden 14 231
EG 86 856

TAC 86 856 Analytische TAC, wo Artikel 3 und 4 der Verord-
nung (EG) Nr. 847/96 nicht gelten.“

2. Anhang IB:

Der Eintrag für Schwarzen Heilbutt in den Gebieten IIa (Gemeinschaftsgewässer) IV, VI (Gemeinschaftsgewässer und
internationale Gewässer) erhält folgende Fassung:

„Art: Schwarzer Heilbutt
Reinhardtius hippoglossoides

Gebiete: IIa (Gemeinschaftsgewässer), IV, VI (Gemeinschafts-
gewässer und internationale Gewässer)

Dänemark 10
Deutschland 18
Estland 10
Spanien 10
Frankreich 168
Irland 10
Litauen 10
Polen 10
Vereinigtes Königreich 661
EG 1 052

Norwegen 145 (1) (2)

TAC entfällt

___________
(1) Fischfang in VI nur mit Langleinen.
(2) In den EG-Gewässern von IIa und VI zu fischen.“

3. Anhang III:

Folgender Teil wird eingefügt:

„TEIL J

CECAF

Die Mindestgröße von Tintenfisch (Octopus vulgaris) in Meeresgewässern unter der Hoheit und Gerichtsbarkeit von
Drittländern im CECAF-Raum beträgt 450 g (ausgenommen). Tintenfisch, der nicht die Mindestgröße von 450 g
(ausgenommen) besitzt, darf weder an Bord behalten noch umgeladen, angelandet, transportiert, gelagert, verkauft,
feilgehalten oder zum Verkauf angeboten werden, sondern ist unverzüglich ins Meer zurückzuwerfen.“
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1937/2005 DER KOMMISSION

vom 25. November 2005

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen zur
Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), insbesondere auf Ar-
tikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom-
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der
Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in ihrem Anhang
angeführten Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im An-
hang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen pau-
schalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 26. November 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 25. November 2005

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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(1) ABl. L 337 vom 24.12.1994, S. 66. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 386/2005 (ABl. L 62 vom 9.3.2005,
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 25. November 2005 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 052 50,9
204 29,1
999 40,0

0707 00 05 052 136,8
204 41,4
999 89,1

0709 90 70 052 117,4
204 62,4
999 89,9

0805 20 10 204 63,7
624 83,4
999 73,6

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70,
0805 20 90

052 72,8
624 95,2
999 84,0

0805 50 10 052 67,6
388 74,2
999 70,9

0808 10 80 388 68,4
400 92,1
404 93,1
720 65,9
999 79,9

0808 20 50 052 73,0
400 99,0
720 50,9
999 74,3

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 750/2005 der Kommission (ABl. L 126 vom 19.5.2005, S. 12). Der Code
„999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1938/2005 DER KOMMISSION

vom 25. November 2005

über die Zuteilung von Lizenzen für die Ausfuhr von Käse nach den Vereinigten Staaten von
Amerika im Jahr 2006 im Rahmen bestimmter GATT-Kontingente

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Milch
und Milcherzeugnisse (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 174/1999 vom 26. Januar
1999 mit besonderen Durchführungsvorschriften zur Verord-
nung (EWG) Nr. 804/68 des Rates im Hinblick auf die Ausfuhr-
lizenzen und die Ausfuhrerstattungen im Sektor Milch und
Milcherzeugnisse (2), insbesondere auf Artikel 20 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1519/2005 der Kommis-
sion (3) ist das Verfahren zur Ausschreibung von Lizen-
zen für die Ausfuhr von Käse nach den Vereinigten Staa-
ten von Amerika im Rahmen bestimmter GATT-Kontin-
gente für das Jahr 2006 eröffnet worden.

(2) Bei einigen Kontingenten und Erzeugnisgruppen über-
schreiten die Anträge auf vorläufige Lizenzen die für
das Jahr 2006 verfügbaren Mengen. Daher sollten gemäß
Artikel 20 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 174/1999
Zuteilungskoeffizienten festgelegt werden.

(3) In Anbetracht der in der Verordnung (EG) Nr.
1519/2005 für dieses Verfahren festgelegten Frist
sollte die vorliegende Verordnung so bald wie möglich
gelten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anträgen auf Erteilung vorläufiger Ausfuhrlizenzen, die gemäß
der Verordnung (EG) Nr. 1519/2005 für die in Spalte 3 des

Anhangs der vorliegenden Verordnung unter den Bemerkungen
16-Tokio, 16-, 17-, 18-, 20- und 21-Uruguay, 25-Tokio und
25-Uruguay aufgeführten Erzeugnisgruppen und Kontingente
gestellt werden, wird nach Anwendung folgender Zuteilungs-
koeffizienten stattgegeben:

— Zuteilungskoeffizient gemäß Spalte 5 des Anhangs der vor-
liegenden Verordnung, wenn der Antragsteller nachweist,
dass er die betreffenden Erzeugnisse mindestens in einem
der drei vorangegangenen Jahre in die Vereinigten Staaten
von Amerika ausgeführt hat, und wenn sein benannter Ein-
führer eine Tochtergesellschaft des Antragstellers ist oder
nach Artikel 20 Absatz 2 Unterabsatz 6 als solche gilt;

— Zuteilungskoeffizient gemäß Spalte 6 des Anhangs der vor-
liegenden Verordnung, wenn der Antragsteller nicht unter
Gedankenstrich 1 fällt, aber nachweist, dass er die betref-
fenden Erzeugnisse in jedem der drei vorangegangenen Jahre
in die Vereinigten Staaten von Amerika ausgeführt hat.

Artikel 2

Anträgen auf Erteilung vorläufiger Ausfuhrlizenzen, die gemäß
der Verordnung (EG) Nr. 1519/2005 für die in Spalte 3 des
Anhangs der vorliegenden Verordnung unter den Bemerkungen
22-Tokio und 22-Uruguay aufgeführten Erzeugnisgruppen und
Kontingente gestellt werden, wird nach Anwendung folgender
Zuteilungskoeffizienten stattgegeben:

— Zuteilungskoeffizient gemäß Spalte 7 des Anhangs der vor-
liegenden Verordnung, wenn der Antragsteller nachweist,
dass er mindestens in einem der drei vorangegangenen Jahre
Käse in die Vereinigten Staaten von Amerika ausgeführt hat,
und wenn sein benannter Einführer eine Tochtergesellschaft
des Antragstellers ist;

— Zuteilungskoeffizient gemäß Spalte 8 des Anhangs der vor-
liegenden Verordnung, wenn der Antragsteller nicht unter
Gedankenstrich 1 fällt, aber nachweist, dass er in mindestens
einem der drei vorangegangenen Jahre Käse in die Verei-
nigten Staaten von Amerika ausgeführt hat.
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(1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 48. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 186/2004 der Kommission (ABl.
L 29 vom 3.2.2004, S. 6).

(2) ABl. L 20 vom 27.1.1999, S. 8. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 1513/2005 (ABl. L 241 vom 17.9.2005,
S. 45).

(3) ABl. L 244 vom 20.9.2005, S. 13.



Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 25. November 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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ANHANG

Erzeugnisgruppe gemäß den Zusatzvor-
schriften in Kapitel 4 des „Harmonised
Tariff Schedule of the United States of

America“ Erzeugnisgruppe
und Kontingent

Für 2006 ver-
fügbare Menge

(t)

Zuteilungskoeffizient
gemäß Artikel 1

Zuteilungskoeffizient
gemäß Artikel 2

Vor-
schrift
Nr.

Gruppe erster
Gedankenstrich

zweiter
Gedankenstrich

erster
Gedankenstrich

zweiter
Gedankenstrich

(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) (8)

16 Not specifically provided
for (NSPF)

16-Tokio 908,877 0,1503295 0,0501098

16-Uruguay 3 446,000 0,1038855 0,0346285

17 Blue Mould 17-Uruguay 350,000 0,0998573 0,0332858

18 Cheddar 18-Uruguay 1 050,000 0,3946298 0,1315433

20 Edam/Gouda 20-Uruguay 1 100,000 0,1754386 0,0584795

21 Italian type 21-Uruguay 2 025,000 0,1217898 0,0405966

22 Swiss or Emmenthaler
cheese other than with
eye formation

22-Tokio 393,006 0,4174993 0,1391664

22-Uruguay 380,000 0,4130435 —

25 Swiss or Emmenthaler
cheese with eye
formation

25-Tokio 4 003,172 0,4319087 0,1439696

25-Uruguay 2 420,000 0,3926871 0,1308957
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1939/2005 DER KOMMISSION

vom 25. November 2005

zur Festsetzung der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Berichtigung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Getreide (1), insbesondere auf Artikel 15 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
1784/2003 muss bei der Ausfuhr von Getreide aufgrund
eines bei Beantragung der Ausfuhrlizenz zu stellenden
Antrags der Erstattungsbetrag angewandt werden, der
am Tag der Vorlage des Antrags auf Erteilung einer Aus-
fuhrlizenz gilt, auf ein Ausfuhrgeschäft angewandt wird,
das während der Gültigkeitsdauer dieser Ausfuhrlizenz
durchgeführt werden soll. In diesem Fall kann der Er-
stattungsbetrag berichtigt werden.

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommis-
sion vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmun-
gen zur Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hin-
sichtlich der Gewährung von Ausfuhrerstattungen und
zur Festlegung der bei Störungen im Getreidesektor zu
treffenden Maßnahmen (2), kann für die in Artikel 1 Ab-
satz 1 Buchstabe c der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92
des Rates (3) genannten Erzeugnisse ein Berichtigungsbe-
trag festgesetzt werden. Dieser Berichtigungsbetrag muss
unter Berücksichtigung der in Artikel 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1501/95 aufgeführten Faktoren berechnet wer-
den.

(3) Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor-
dernisse bestimmter Märkte können die Differenzierung
der Berichtigung gemäß ihrer Bestimmung erforderlich
machen.

(4) Die Berichtigung muss gleichzeitig mit der Erstattung und
nach dem gleichen Verfahren festgesetzt werden; sie kann
zwischenzeitlich abgeändert werden.

(5) Aus den vorgenannten Bestimmungen ergibt sich, dass
der Berichtigungsbetrag entsprechend dem Anhang dieser
Verordnung festgesetzt werden muss.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Betrag, um den die im Voraus festgesetzten Erstattungen bei
der Ausfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a, b und c
der Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 genannten Erzeugnisse mit
Ausnahme von Malz zu berichtigen sind, ist im Anhang festge-
setzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 25. November 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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(1) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 78. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1154/2005 der Kommission (ABl. L 187 vom
19.7.2005, S. 11).

(2) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 777/2004 (ABl. L 123 vom 27.4.2004,
S. 50).

(3) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 1104/2003 (ABl. L 158 vom 27.6.2003,
S. 1).



ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 25. November 2005 zur Festsetzung der bei der Erstattung für
Getreide anzuwendenden Berichtigung

(EUR/t)

Erzeugniscode Bestimmung
Laufender
Monat
12

1. Term.
1

2. Term.
2

3. Term.
3

4. Term.
4

5. Term.
5

6. Term.
6

1001 10 00 9200 — — — — — — — —

1001 10 00 9400 A00 0 0 0 0 0 — —

1001 90 91 9000 — — — — — — — —

1001 90 99 9000 C01 0 – 0,46 – 0,92 – 1,38 – 1,84 — —

1002 00 00 9000 A00 0 0 0 0 0 — —

1003 00 10 9000 — — — — — — — —

1003 00 90 9000 C02 0 – 0,46 – 0,92 – 1,38 – 1,84 — —

1004 00 00 9200 — — — — — — — —

1004 00 00 9400 C03 0 – 0,46 – 0,92 – 1,38 – 1,84 — —

1005 10 90 9000 — — — — — — — —

1005 90 00 9000 A00 0 0 0 0 0 — —

1007 00 90 9000 — — — — — — — —

1008 20 00 9000 — — — — — — — —

1101 00 11 9000 — — — — — — — —

1101 00 15 9100 C01 0 – 0,63 – 1,26 – 1,89 – 2,52 — —

1101 00 15 9130 C01 0 – 0,59 – 1,18 – 1,77 – 2,36 — —

1101 00 15 9150 C01 0 – 0,54 – 1,09 – 1,63 – 2,17 — —

1101 00 15 9170 C01 0 – 0,50 – 1,00 – 1,50 – 2,00 — —

1101 00 15 9180 C01 0 – 0,47 – 0,94 – 1,41 – 1,88 — —

1101 00 15 9190 — — — — — — — —

1101 00 90 9000 — — — — — — — —

1102 10 00 9500 A00 0 0 0 0 0 — —

1102 10 00 9700 A00 0 0 0 0 0 — —

1102 10 00 9900 — — — — — — — —

1103 11 10 9200 A00 0 0 0 0 0 — —

1103 11 10 9400 A00 0 0 0 0 0 — —

1103 11 10 9900 — — — — — — — —

1103 11 90 9200 A00 0 0 0 0 0 — —

1103 11 90 9800 — — — — — — — —

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987,
S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2081/2003 (ABl. L 313 vom 28.11.2003, S. 11) festgelegt.
C01: Alle Drittländer außer Albanien, Bulgarien, Rumänien, Kroatien, Bosnien und Herzegowina, Serbien und Montenegro, der ehemaligen jugoslawischen Republik

Mazedonien, Liechtenstein und der Schweiz.
C02: Algerien, Saudi-Arabien, Bahrain, Ägypten, Vereinigte Arabische Emirate, Iran, Irak, Israel, Jordanien, Kuwait, Libanon, Libyen, Marokko, Mauretanien, Oman,

Katar, Syrien, Tunesien und Jemen.
C03: Alle Drittländer außer Bulgarien, Norwegen, Rumänien, der Schweiz und Liechtenstein.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1940/2005 DER KOMMISSION

vom 25. November 2005

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Malz

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Getreide (1), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 1784/2003
kann der Unterschied zwischen den Notierungen oder
Preisen auf dem Weltmarkt für die in Artikel 1 derselben
Verordnung genannten Erzeugnisse und den Preisen für
die Erzeugnisse in der Gemeinschaft durch eine Erstat-
tung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden.

(2) Bei der Festsetzung der Erstattungen sind die Faktoren zu
berücksichtigen, die in Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr.
1501/95 der Kommission vom 29. Juni 1995 mit
Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EWG)
Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der Gewährung von
Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der bei Störun-
gen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (2).

(3) Bei Malz muss die auf diese Erzeugnisse anwendbare Er-
stattung unter Berücksichtigung der zur Herstellung der
betreffenden Erzeugnisse notwendigen Getreidemenge be-
rechnet werden. Diese Mengen sind mit der Verordnung
(EG) Nr. 1501/95 festgesetzt worden.

(4) Die Lage auf dem Weltmarkt oder besondere Erforder-
nisse bestimmter Märkte können die Differenzierung der
Erstattung für bestimmte Erzeugnisse nach ihrer Bestim-
mung erforderlich machen.

(5) Die Erstattung muss einmal monatlich festgesetzt werden;
sie kann zwischenzeitlich geändert werden.

(6) Bei Anwendung aller dieser Vorschriften unter Berück-
sichtigung der derzeitigen Lage des Getreidemarktes, ins-
besondere der Notierungen bzw. Preise für diese Erzeug-
nisse in der Gemeinschaft und auf dem Weltmarkt, sind
die Erstattungen gemäß dem Anhang dieser Verordnung
festzusetzen.

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erstattungen bei der Ausfuhr von in Artikel 1 Absatz 1
Buchstabe c der Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 genanntem
Malz sind im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 25. November 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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(1) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 78. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1154/2005 der Kommission (ABl. L 187 vom
19.7.2005, S. 11)

(2) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 777/2004 (ABl. L 123 vom 27.4.2004,
S. 50).



ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 25. November 2005 zur Festsetzung der für Malz anzuwendenden
Erstattungen bei der Ausfuhr

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag

1107 10 19 9000 A00 EUR/t 0,00

1107 10 99 9000 A00 EUR/t 0,00

1107 20 00 9000 A00 EUR/t 0,00

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission
(ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.

Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2081/2003 der Kommission (ABl. L 313 vom
28.11.2003, S. 11) festgelegt.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1941/2005 DER KOMMISSION

vom 25. November 2005

zur Festsetzung der bei der Erstattung für Malz anzuwendenden Berichtigung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Getreide (1), insbesondere auf Artikel 15 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß von Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
1784/2003 muss bei der Ausfuhr von Getreide aufgrund
eines bei Beantragung der Ausfuhrlizenz zu stellenden
Antrags der Erstattungsbetrag angewandt werden, der
am Tag der Vorlage des Antrags auf Erteilung einer Aus-
fuhrlizenz auf ein Ausfuhrgeschäft angewandt wird, das
während der Gültigkeitsdauer dieser Ausfuhrlizenz durch-
geführt werden soll. In diesem Fall kann der Erstattungs-
betrag berichtigt werden.

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommis-
sion vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmun-
gen zur Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hin-
sichtlich der Gewährung von Ausfuhrerstattungen und
zur Festlegung der bei Störungen im Getreidesektor zu
treffenden Maßnahmen (2) kann für in Artikel 1 Absatz 1

Buchstabe c der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des
Rates (3) genanntes Malz ein Berichtigungsbetrag festge-
setzt werden. Dieser Berichtigungsbetrag muss unter Be-
rücksichtigung der in Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr.
1501/95 aufgeführten Faktoren berechnet werden.

(3) Aus den vorgenannten Bestimmungen ergibt sich, dass
der Betrag der Berichtigung entsprechend dem dieser Ver-
ordnung angefügten Anhang festgesetzt werden muss.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der in Artikel 15 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1784/2003 genannte Betrag, um den die im voraus festgesetz-
ten Erstattungsbeträge für die Ausfuhr von Malz zu berichtigen
sind, ist im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 25. November 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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(1) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 78. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1154/2005 der Kommission (ABl. L 187 vom
19.7.2005, S. 11).

(2) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 777/2004 (ABl. L 123 vom 27.4.2004,
S. 50).

(3) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 1104/2003 (ABl. L 158 vom 27.6.2003,
S. 1).



ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 25. November 2005 zur Festsetzung der bei der Erstattung für Malz
anzuwendenden Berichtigung

(EUR/t)

Erzeugniscode Bestimmung
Laufender
Monat
12

1. Term.
1

2. Term.
2

3. Term.
3

4. Term.
4

5. Term.
5

1107 10 11 9000 A00 0 0 0 0 0 0
1107 10 19 9000 A00 0 0 0 0 0 0
1107 10 91 9000 A00 0 0 0 0 0 0
1107 10 99 9000 A00 0 0 0 0 0 0
1107 20 00 9000 A00 0 0 0 0 0 0

(EUR/t)

Erzeugniscode Bestimmung 6. Term.
6

7. Term.
7

8. Term.
8

9. Term.
9

10. Term.
10

11. Term.
11

1107 10 11 9000 A00 0 0 0 0 0 0
1107 10 19 9000 A00 0 0 0 0 0 0
1107 10 91 9000 A00 0 0 0 0 0 0
1107 10 99 9000 A00 0 0 0 0 0 0
1107 20 00 9000 A00 0 0 0 0 0 0

N.B.: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission
(ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.

Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2081/2003 (ABl. L 313 vom 28.11.2003, S. 11)
festgelegt.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1942/2005 DER KOMMISSION

vom 25. November 2005

zur Festsetzung der geltenden Erstattungen für die im Rahmen gemeinschaftlicher und
einzelstaatlicher Nahrungsmittelhilfemaßnahmen gelieferten Getreide- und Reiserzeugnisse

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Getreide (1), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2681/74
des Rates vom 21. Oktober 1974 über die Gemein-
schaftsfinanzierung der Ausgaben für die Lieferung von
landwirtschaftlichen Erzeugnissen im Rahmen der Nah-
rungsmittelhilfe (3) ist vom Europäischen Ausrichtungs-
und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Ga-
rantie, der Teil der Ausgaben zu tragen, der den gemäß
den betreffenden Gemeinschaftsregeln festgesetzten Aus-
fuhrerstattungen entspricht.

(2) Um die Erstellung und Verwaltung des Haushalts für die
gemeinschaftlichen Nahrungsmittelhilfemaßnahmen zu
erleichtern und um die Mitgliedstaaten über die Höhe
der Gemeinschaftsbeteiligung an der Finanzierung der
einzelstaatlichen Nahrungsmittelhilfemaßnahmen in
Kenntnis zu setzen, sind die für diese Maßnahmen ge-
währten Erstattungen festzulegen.

(3) Die in Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 1784/2003
und in Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95 für
die Ausfuhrerstattungen vorgesehenen Grundregeln und
Durchführungsbestimmungen gelten für die vorgenann-
ten Maßnahmen sinngemäß.

(4) Die besonderen Kriterien für die Berechnung der Aus-
fuhrerstattung für Reis sind in Artikel 13 der Verordnung
(EG) Nr. 3072/95 festgelegt.

(5) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erstattungen für Getreide und Reiserzeugnisse, die im Rah-
men der gemeinschaftlichen und einzelstaatlichen Nahrungsmit-
telhilfemaßnahmen zur Erfüllung von Verpflichtungen aus inter-
nationalen Übereinkünften oder sonstigen Zusatzprogrammen
und von anderen Gemeinschaftsmaßnahmen zur kostenlosen
Belieferung gelten, sind im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 25. November 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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(1) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 78. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1154/2005 der Kommission (ABl.
L 187 vom 19.7.2005, S. 11).

(2) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 411/2002 der Kommission (ABl.
L 62 vom 5.3.2002, S. 27).

(3) ABl. L 288 vom 25.10.1974, S. 1.



ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 25. November 2005 zur Festsetzung der geltenden Erstattungen für die
im Rahmen gemeinschaftlicher und einzelstaatlicher Nahrungsmittelhilfemaßnahmen gelieferten Getreide- und

Reiserzeugnisse

(EUR/Tonne)

Erzeugniscode Erstattungsbetrag

1001 10 00 9400 0,00

1001 90 99 9000 0,00

1002 00 00 9000 0,00

1003 00 90 9000 0,00

1005 90 00 9000 0,00

1006 30 92 9100 0,00

1006 30 92 9900 0,00

1006 30 94 9100 0,00

1006 30 94 9900 0,00

1006 30 96 9100 0,00

1006 30 96 9900 0,00

1006 30 98 9100 0,00

1006 30 98 9900 0,00

1006 30 65 9900 0,00

1007 00 90 9000 0,00

1101 00 15 9100 6,85

1101 00 15 9130 6,40

1102 10 00 9500 0,00

1102 20 10 9200 55,62

1102 20 10 9400 47,68

1103 11 10 9200 0,00

1103 13 10 9100 71,51

1104 12 90 9100 0,00

NB: Die die Erzeugnisse betreffenden Codes sind durch die geänderte Verordnung
(EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1),
bestimmt.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1943/2005 DER KOMMISSION

vom 25. November 2005

zur Festsetzung der Mindestverkaufspreise für Butter für die 175. Einzelausschreibung im Rahmen
der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Milch
und Milcherzeugnisse (1), insbesondere auf Artikel 10,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97 der Kommis-
sion vom 15. Dezember 1997 über den Verkauf von
Billigbutter und die Gewährung einer Beihilfe für Rahm,
Butter und Butterfett für die Herstellung von Backwaren,
Speiseeis und anderen Lebensmitteln (2) verkaufen die In-
terventionsstellen bestimmte Interventionsbuttermengen
aus ihren Beständen durch Ausschreibung und gewähren
für den Rahm, die Butter und das Butterfett eine Beihilfe.
Nach Artikel 18 der genannten Verordnung werden auf-
grund der auf jede Einzelausschreibung eingegangenen
Angebote ein Mindestverkaufspreis für Butter sowie ein
Beihilfehöchstbetrag für Rahm, Butter und Butterfett fest-
gesetzt, oder es wird beschlossen, der Ausschreibung

keine Folge zu leisten. Der genannte Mindestverkaufspreis
und der betreffende Beihilfehöchstbetrag können je nach
Verwendungszweck, Milchfettgehalt der Butter und Ver-
arbeitungsweise differenziert werden. Die Höhe der Ver-
arbeitungssicherheit(en) ist entsprechend festzulegen.

(2) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die 175. Einzelausschreibung im Rahmen der mit der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2571/97 vorgesehenen Dauerausschreibung
sind die Mindestverkaufspreise für Interventionsbutter sowie
die Verarbeitungssicherheiten in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 26. November 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 25. November 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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(1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 48. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 186/2004 der Kommission (ABl.
L 29 vom 3.2.2004, S. 6).

(2) ABl. L 350 vom 20.12.1997, S. 3. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2250/2004 (ABl. L 381 vom
28.12.2004, S. 25).



ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 25. November 2005 zur Festsetzung der Mindestverkaufspreise
für Butter für die 175. Einzelausschreibung im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG)

Nr. 2571/97

(EUR/100 kg)

Formel A B

Verarbeitungsweise Mit
Indikatoren

Ohne
Indikatoren

Mit
Indikatoren

Ohne
Indikatoren

Mindestver-
kaufspreis

Butter
≥ 82 %

In unverän-
dertem
Zustand

206 210 — —

Butterfett 204,1 — — —

Verarbeitungssicherheit

In unverän-
dertem
Zustand

79 79 — —

Butterfett 79 — — —
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1944/2005 DER KOMMISSION

vom 25. November 2005

zur Festsetzung der Beihilfehöchstbeträge für Rahm, Butter und Butterfett für die 175.
Einzelausschreibung im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Milch
und Milcherzeugnisse (1), insbesondere auf Artikel 10,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97 der Kommis-
sion vom 15. Dezember 1997 über den Verkauf von
Billigbutter und die Gewährung einer Beihilfe für Rahm,
Butter und Butterfett für die Herstellung von Backwaren,
Speiseeis und anderen Lebensmitteln (2) verkaufen die In-
terventionsstellen bestimmte Interventionsbuttermengen
aus ihren Beständen durch Ausschreibung und gewähren
für den Rahm, die Butter und das Butterfett eine Beihilfe.
Nach Artikel 18 der genannten Verordnung werden auf-
grund der auf jede Einzelausschreibung eingegangenen
Angebote ein Mindestverkaufspreis für Butter sowie ein
Beihilfehöchstbetrag für Rahm, Butter und Butterfett fest-
gesetzt, oder es wird beschlossen, der Ausschreibung

keine Folge zu leisten. Der genannte Mindestverkaufspreis
und der betreffende Beihilfehöchstbetrag können je nach
Verwendungszweck, Milchfettgehalt der Butter und Ver-
arbeitungsweise differenziert werden. Die Höhe der Ver-
arbeitungssicherheit(en) ist entsprechend festzulegen.

(2) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die 175. Einzelausschreibung im Rahmen der mit der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2571/97 vorgesehenen Dauerausschreibung
sind die Beihilfehöchstbeträge sowie die Verarbeitungssicherhei-
ten in der Tabelle im Anhang zur vorliegenden Verordnung
festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 26. November 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 25. November 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 25. November 2005 zur Festsetzung der Beihilfehöchstbeträge für
Rahm, Butter und Butterfett für die 175. Einzelausschreibung im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der

Verordnung (EG) Nr. 2571/97

(EUR/100 kg)

Formel A B

Verarbeitungsweise Mit
Indikatoren

Ohne
Indikatoren

Mit
Indikatoren

Ohne
Indikatoren

Beihilfehöchst-
betrag

Butter ≥ 82 % 39 35 39 35

Butter < 82 % — 34,1 — 34

Butterfett 46,5 42,6 46,5 42

Rahm — — 19 15

Verarbeitungs-
sicherheit

Butter 43 — 43 —

Butterfett 51 — 51 —

Rahm — — 21 —
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1945/2005 DER KOMMISSION

vom 25. November 2005

zur Festsetzung des Höchstbetrags der Beihilfe für Butterfett für die 347. Sonderausschreibung im
Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 429/90

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Milch
und Milcherzeugnisse (1), insbesondere auf Artikel 10,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 429/90 der Kommis-
sion vom 20. Februar 1990 über die Gewährung einer
Beihilfe im Ausschreibungsverfahren für Butterfett zum
unmittelbaren Verbrauch in der Gemeinschaft (2) führen
die Interventionsstellen im Hinblick auf die Gewährung
einer Beihilfe für Butterfett eine Dauerausschreibung
durch. Nach Artikel 6 derselben Verordnung wird auf-
grund der je Sonderausschreibung eingegangenen Ange-
bote eine Höchstbeihilfe für Butterfett mit einem Min-
destfettgehalt von 96 % festgesetzt, oder es wird der Aus-
schreibung nicht stattgegeben. Die Bestimmungssicherheit
muss entsprechend festgesetzt werden.

(2) In Anbetracht der eingegangenen Angebote ist die
Höchstbeihilfe auf die nachstehend genannte Höhe
festzusetzen und die entsprechende Bestimmungssicher-
heit festzulegen.

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verord-
nung (EWG) Nr. 429/90 durchzuführende 347. Sonderaus-
schreibung werden der Höchstbetrag der Beihilfe und die Be-
stimmungssicherheit wie folgt festgesetzt:

— Höchstbetrag der Beihilfe: 45,5 EUR/100 kg,

— Bestimmungssicherheit: 50 EUR/100 kg.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 26. November 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 25. November 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 16. Juni 2004

über die Maßnahmen, die Spanien zugunsten von Siderúrgica Añón S.A. durchgeführt hat

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2004) 1813)

(Nur der spanische Text ist verbindlich)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2005/827/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 88 Absatz 2 erster Un-
terabsatz,

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschafts-
raum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a,

nach Aufforderung der Beteiligten zur Äußerung (1) gemäß den
vorgenannten Artikeln und unter Berücksichtigung dieser Stel-
lungnahmen,

in Erwägung nachstehender Gründe:

I. DAS VERFAHREN

(1) Nachdem die Kommission Presseberichten entnommen
hatte, dass dem neuen Unternehmen Siderúrgica Añón
S.A. (nachfolgend „Siderúrgica Añón“) mit Unterstützung
der Regionalregierung Galiciens ein Darlehen in Höhe
von 9,62 Mio. EUR zur Finanzierung eines Walzwerks
gewährt worden ist, hat sie mit Schreiben vom 14. Mai
2001 Informationen zu dieser Maßnahme verlangt. Ein
diesbezügliches Erinnerungsschreiben erging am 2. Juli
2001.

(2) Mit Schreiben vom 10. Juli 2001 unterrichteten die spa-
nischen Behörden die Kommission über die Gewährung
des Darlehens und die Übernahme einer Bürgschaft durch
das galicische Institut für Wirtschaftsförderung (IGAPE).

(3) Mit Schreiben vom 27. Juli 2001 ersuchte die Kommis-
sion um nähere Informationen zu den Bedingungen für
das Darlehen und die Bürgschaft.

(4) Nach zwei Erinnerungsschreiben vom 19. September und
12. Oktober 2001 übermittelten die spanischen Behör-
den die angeforderten Informationen mit Schreiben vom
25. Oktober 2001 sowie einem ergänzenden Schreiben
vom 12. November 2001.

(5) Mit Schreiben vom 20. Dezember 2001 teilte die Kom-
mission Spanien ihre Entscheidung mit, wegen der oben
genannten Maßnahmen das Verfahren nach Artikel 6 Ab-
satz 5 der Entscheidung 2496/96/EGKS der Kommission
vom 18. Dezember 1996 zur Einführung gemeinschaftli-
cher Vorschriften über Beihilfen an die Eisen- und Stahl-
industrie (2) (nachfolgend „Stahlbeihilfenkodex“) einzulei-
ten.

(6) Die Entscheidung der Kommission über die Einleitung
des Verfahrens wurde im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften veröffentlicht (3). Die Kommission forderte
die Beteiligten zur Äußerung zu den betreffenden Maß-
nahmen auf. Gleichzeitig erließ sie eine Anordnung zur
Auskunftserteilung.

(7) Mit Schreiben vom 1. März 2002 haben die spanischen
Behörden Stellung genommen und einige der verlangten
Auskünfte erteilt. Die fehlenden Informationen wurden
mit Schreiben vom 19. April 2002 nachgereicht und
mit Schreiben vom 7. Mai 2002 ergänzt.

(8) Die Stellungnahmen, die die Kommission von Beteiligten
erhalten hat, sind Spanien zugeleitet worden, das mit
Schreiben vom 26. März 2002 hierzu seine Bemerkun-
gen abgegeben hat.
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(9) Aufgrund der von Spanien übermittelten Informationen
hat die Kommission am 2. Juli 2002 beschlossen, das
bereits eingeleitete Verfahren wegen des Darlehens und
der Bürgschaft auf weitere Maßnahmen auszuweiten
(siehe Randnr. 2).

(10) Die spanischen Behörden haben mit Schreiben vom 9.
August 2002 dazu Stellung bezogen.

(11) Die Entscheidung der Kommission über die Einleitung
des Verfahrens wurde im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften veröffentlicht (4). Die Kommission forderte
die Beteiligten zur Äußerung zu den betreffenden Maß-
nahmen auf.

(12) Die Stellungnahmen, die die Kommission von Beteiligten
erhalten hat, sind Spanien zugeleitet worden, dem somit
Gelegenheit zur Äußerung gegeben wurde.

II. SACHVERHALT

1. Der Empfänger

(13) Bei Siderúrgica Añón S.A. handelt es sich um ein Unter-
nehmen zur Herstellung und zum Vertrieb von Stahler-
zeugnissen, das im Januar 2000 gegründet wurde. Die
Produktionstests begannen im März 2002. Bei der Grün-
dung betrug das von Hierros Añón (66,66 %) und Rodo-
nita S.L. (nachfolgend „Rodonita“) (33,33 %) gezeichnete
Aktienkapital 3 004 800 EUR.

(14) Hierros Añón S.A. ist ein auf den Vertrieb von Stahler-
zeugnissen spezialisiertes Unternehmen, das über seine
Tochter Gallega de Mallas S.L. (nachfolgend „Gallega de
Mallas“) auch geschweißtes Stahldrahtgeflecht herstellt.

(15) In nachstehender Tabelle sind die entsprechenden Anga-
ben der Unternehmensgruppe aufgeführt:

1999 2000

Beschäftigte Umsatz
(in Mio. EUR)

Bilanzsumme
(in Mio. EUR) Beschäftigte Umsatz

(in Mio. EUR)
Bilanzsumme
(in Mio. EUR)

Gallega de Mallas 22 15,2 9,9 22 18,4 9,9

Hierros Añón n.v. 18,0 9,8 20 22,5 15,4

Promociones Añón 0 0,0 0,2 0 0,0 0,2

Siderúrgica Añón 0 0,0 0,0 0 0,0 12,0

Gesamt 33,2 19,9 42 40,9 37,5

(16) Rodonita gehört zur Unternehmensgruppe Epifanio
Campo S.L. (nachfolgend „Epifanio Campo“), die überwie-
gend im Bereich der industriellen Werkstoffe tätig ist.

(17) In nachstehender Tabelle sind die entsprechenden Anga-
ben der Unternehmen dargestellt, an denen Rodonita mit
mehr als 25 % beteiligt ist:

1999 2000

Beschäftigte Umsatz
(in Mio. EUR)

Bilanzsumme
(in Mio. EUR) Beschäftigte Umsatz

(in Mio. EUR)
Bilanzsumme
(in Mio. EUR)

Pretensados Campo 20 1,99 1,86 19 1,52 2,41

Campo Brick 37 1,12 12,61 26 3,93 13,89

Epifanio Campo 26 6,16 11,92 27 12,21 17,69

Nueva Cerámica
Campo

35 4,20 6,93 32 4,34 6,22

A Ostreira 7 0,17 0,86 7 0,26 0,90

Cerámica Campor
Saez

25 0,87 0,74 29 1,48 0,80

Siderúrgica Añón 0 0,0 0,0 0 0,0 12,0

Gesamt 150 14,51 34,93 140 23,74 53,94
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(18) Nach Angaben der spanischen Behörden verfolgen Hier-
ros Añón S.A. (nachfolgend „Hierros Añón“) und Rodo-
nita mit dieser Investition folgende Hauptziele: a) De-
ckung ihres Bedarfs an Stahlerzeugnissen, um nicht wei-
ter von externen Quellen abhängig zu sein; b) Gewähr-
leistung einer gleichmäßigen Qualität ihrer Erzeugnisse; c)
Steigerung des Wertzuwachses innerhalb der Unterneh-
mensgruppen. Es ist geplant, dass 70 % der Produktion
von Siderúrgica Añón an die Unternehmen der genann-
ten Gruppen gehen, während der Rest in Länder außer-
halb der Gemeinschaft ausgeführt wird (vor allem nach
Nordafrika und Lateinamerika, aber möglicherweise auch
nach Asien). Nach Abschluss der zweiten Phase des Pro-
jekts wird sich dieser Prozentsatz verringern.

(19) Die Gesamtinvestitionskosten des Projekts beliefen sich
anfangs auf 29 992 589 EUR. Diese Kosten mussten

aus Eigenmitteln, staatlichen Beihilfen und Darlehen ge-
deckt werden.

2. Der Markt

(20) Das Unternehmen wird die Fertigprodukte (Betonstahl in
Stäben oder Ringen) aus Stahlknüppeln herstellen, die es
auf dem Markt erwirbt. Betonstahl ist ein Erzeugnis mit
niedriger Wertschöpfung, das im Bauwesen verwendet
wird.

(21) Auch wenn in den Jahren 1995 bis 1997 ein spürbarer
Kapazitätsabbau stattgefunden hat (so ging in Italien die
Produktionskapazität um 3,4 Mio. Tonnen jährlich zu-
rück), hat die Branche, in der Siderúrgica Añón tätig
ist, Überkapazitäten zu verzeichnen, wie die folgenden
Tabellen verdeutlichen:

Betonstahl in Stäben Gemeinschaftsproduktion
(in Mio. Tonnen)

Gemeinschaftskapazität
(in Mio. Tonnen) Auslastungsgrad (%)

1997 11,8 19,5 60,2

1998 12,0 18,2 65,6

1999 12,0 17,6 68,5

2000 12,5 17,5 71,4

Quelle: Die Investitionen in den Kohle- und Stahlindustrien der Gemeinschaft. Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften.

Betonstahl in Ringen Gemeinschaftsproduktion
(in Mio. Tonnen)

Gemeinschaftskapazität
(in Mio. Tonnen) Auslastungsgrad (%)

1997 2,0 2,8 70,6

1998 1,7 2,8 60,2

1999 2,2 2,8 77,1

2000 3,0 3,7 80,5

Quelle: Die Investitionen in den Kohle- und Stahlindustrien der Gemeinschaft. Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften.

(22) 1999 führte Spanien ca. 480 000 Tonnen dieser Erzeug-
nisse in die übrige EU aus, während sich die Einfuhren
aus den anderen Gemeinschaftsländern auf ca. 290 000
Tonnen beliefen.

(23) Betonstahl wird in der gesamten Gemeinschaft außer in
Irland, Schweden und Finnland hergestellt.

3. Beschreibung der Maßnahmen

(24) Am 10. November 2000 wurde Siderúrgica Añón von
der galicischen Regionalregierung über IGAPE ein Zu-

schuss von 2 399 407 EUR gewährt (wovon 285 681
EUR am 31. Juli 2002 ausgezahlt wurden), was 8 %
der beihilfefähigen Kosten entspricht. Das IGAPE wurde
1993 eingerichtet und kanalisiert die Tätigkeiten der Re-
gionalregierung Galiciens zur Förderung der galicischen
Wirtschaft.

(25) Am 29. Dezember 2000 wurde vom spanischen Ministe-
rium für Wissenschaft und Technologie ein zinsfreier
Kredit von 1 803 036 EUR gewährt. Die Laufzeit beträgt
15 Jahre mit fünf tilgungsfreien Jahren.
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(26) Am 2. April 2001 nahm Siderúrgica Añón bei sieben
Banken einen Gemeinschaftskredit von 9 616 193 EUR
auf, der im Rahmen einer umfassenderen Vereinbarung
zwischen der galicischen Regionalregierung und diesen
Banken, der so genannten Kreditlinie INESGA (5) gewährt
wurde. Das Darlehen wurde zu einem Zinssatz ausge-
reicht, der 25 Basispunkte über dem Dreimonats-EURI-
BOR liegt. Die Bereitstellungsprovision beträgt 0,5 %. Für
die Rückzahlung von 30 % des Darlehens übernahm
IGAPE eine Ausfallbürgschaft. Hierfür zahlte das Unter-
nehmen eine Prämie in Höhe von 0,2 % des verbürgten
Betrags. Am 1. Februar 2001 hatte IGAPE zugestimmt,
25 Basispunkte des Zinssatzes sowie die Bereitstellungs-
provision für den Kredit zu bezuschussen.

(27) Am 19. April 2001 wurde das Aktienkapital von Sider-
úrgica Añón auf 10 217 220 EUR erhöht. Dabei brach-
ten das staatliche Unternehmen SODIGA Galicia SCR,
S.A. (im Folgenden „SODIGA“) 1 803 060 EUR (die tat-
sächliche Beteiligung belief sich allerdings nur auf einen
Aktienwert von 1 202 040 EUR, da auf den zu zahlen-
den Aktienpreis von 60 EUR eine Prämie von 30 EUR
aufgeschlagen wurde), Hierros Añón 4 006 860 EUR und
Rodonita 2 003 520 EUR auf. Die privaten Teilhaber
zahlten 60 EUR pro Aktie, wovon die Hälfe sofort be-
zahlt und die andere Hälfte Ende September 2001 fällig
wurde. Nach dieser Kapitalerhöhung verteilte sich das
Aktienkapital von Siderúrgica Añón wie folgt: Hierros
Añón S.A. 58,82 %; Rodonita SL 29,41 %; SODIGA
11,76 %. Die Parteien unterzeichneten darüber hinaus
eine Vereinbarung, mit der sich Hierros Añón und Ro-
donita (bzw. Siderúrgica Añón selbst) SODIGA gegen-
über verpflichteten, bis spätestens zum 19. April 2007
deren Geschäftsanteil zu erwerben, und zwar zu dem
jeweils höheren der beiden nachstehenden Werte: a)
dem theoretischen Buchwert des Unternehmens, der er-
forderlichenfalls durch ein unabhängiges Gutachten fest-
zustellen ist; oder b) 141,85 % der ursprünglichen Ein-
lage, d. h. 2 557 640,61 EUR. SODIGA erhält von Sider-
úrgica Añón beginnend mit dem 30. Dezember 2002
fünf jährliche Tranchen von 150 916 EUR als Voraus-
zahlung auf den endgültigen Betrag.

(28) SODIGA ist ein von der Regionalregierung Galiciens kon-
trolliertes Risikokapitalunternehmen, das sich an Tätigkei-
ten zur Entwicklung der Wirtschaft und Industrie in Ga-
licien beteiligt. Die Aktionäre von SODIGA sind die Re-
gionalregierung Galiciens (20,6 % Direktbeteiligung und
46,6 % über das IGAPE) und verschiedene Finanzeinrich-

tungen (32,8 %). SODIGA erhält von IGAPE Beihilfen, die
sich bis zum Jahr 2000 auf 6 861 574,89 EUR beliefen.
Diese Beihilfen müssen für die Finanzierung von beson-
deren Investitionen verwendet werden, d. h. von Investi-
tionen, die risikoreicher als üblicherweise vom Unterneh-
men finanzierte Investitionen sind oder eine längere Lauf-
zeit oder Tilgungsdauer haben, oder auch von Investitio-
nen in bestimmten geografischen Gebieten.

(29) Am 1. März 2002 wurde das Aktienkapital von Sider-
úrgica Añón um weitere 4 207 140 EUR erhöht. Die
Anteilseigner zeichneten es entsprechend ihrer Beteili-
gung (SODIGA brachte 495 180 EUR ein) und zu den
gleichen Bedingungen hinsichtlich Aktienpreis und Zah-
lungsmodalitäten. Die Parteien unterzeichneten darüber
hinaus eine Vereinbarung, mit der sich Hierros Añón
und Rodonita (bzw. Siderúrgica Añón selbst) SODIGA
gegenüber verpflichteten, bis spätestens zum 19. April
2007 deren Geschäftsanteil zu erwerben, und zwar zu
dem jeweils höheren der beiden nachstehenden Werte:
a) dem theoretischen Buchwert des Unternehmens, der
erforderlichenfalls durch ein unabhängiges Gutachten
festzustellen ist; oder b) 133,82 % der ursprünglichen
Einlage, d. h. 662 650 EUR. SODIGA erhält von Sider-
úrgica Añón beginnend mit dem 30. Dezember 2003
vier jährliche Tranchen von 41 867 EUR als Vorauszah-
lung auf den endgültigen Betrag.

4. Gründe für die Einleitung des Verfahrens

(30) In dem Beschluss über die Einleitung des Verfahrens
hegte die Kommission Zweifel daran, dass die Beteiligung
von SODIGA am Aktienkapital von Siderúrgica Añón als
Einbringung von Risikokapital gemäß üblicher marktwirt-
schaftlicher Unternehmenspraxis anzusehen ist und dass
der für die Bürgschaft gezahlte Preis dem Marktpreis ent-
spricht. Des Weiteren bezweifelte die Kommission, dass
diese Maßnahmen sowie die übrigen von den spanischen
Behörden eingeleiteten Maßnahmen zur Finanzierung der
Investition, wie im vorangegangenen Abschnitt beschrie-
ben, mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar sind.

III. STELLUNGNAHMEN DER BETEILIGTEN

(31) In ihrem Schreiben vom 22. Februar 2002 vertrat die
Vereinigung der unabhängigen europäischen Eisen- und
Stahlwerke (EISA) die Auffassung, dass die Beihilfe vor
allem deshalb nicht mit dem Gemeinsamen Markt ver-
einbar sei, weil a) der Stabstahlmarkt an Überkapazitäten
leide, b) die Investition niemals rentabel sein werde und
nur zu Wettbewerbsverfälschungen führe, und c) kein
privater Investor bei den gegenwärtigen Marktbedingun-
gen sein Kapital für die Herstellung solcher Erzeugnisse
aufs Spiel setzen würde.
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(32) In seinem Schreiben vom 5. März 2002 erachtete es der
spanische Verband der Eisen- und Stahlunternehmen
(UNESID) als unlogisch, dass einem Sektor, dem beträcht-
liche öffentliche Mittel zur Reduzierung der Beschäftig-
tenzahl und der Kapazitäten zugeflossen sind, nun öffent-
liche Mittel zur Erhöhung der Kapazitäten bereit gestellt
werden.

(33) In seinem Schreiben von 8. März 2002 führte Federac-
ciai, der Verband der italienischen Stahlunternehmen, an,
dass der Stabstahlmarkt an Überkapazitäten leide und
infolgedessen Investitionen in diesem Sektor ein hohes
Risiko darstellten und dass nur mit einer geringen Ren-
tabilität zu rechnen sei. Darüber hinaus habe die Beteili-
gung von SODIGA und INESGA seiner Ansicht nach
politische Gründe. Ferner entsprächen der Zinssatz des
über INESGA gewährten Darlehens und die für die Bürg-
schaft gezahlte Prämie nicht den Marktbedingungen.

(34) Mit Schreiben vom 17. Oktober 2002 bestätigte UK Steel
Enterprise Ltd. (nachfolgend „UK Steel“), dass ein norma-
ler Privatinvestor für diese Branche, die durch Überkapa-
zitäten, eine enorme Konkurrenz aus Drittländern und
niedrige Preise geprägt sei, wohl kein Kapital für die
Schaffung von Kapazitäten aufgebracht hätte. Es stelle
sich die Frage, ob Hierros Añón und Rodonita selbst in
dieses Projekt investiert hätten, wenn nicht mit einer
rechtswidrigen staatlichen Beihilfe zu rechnen gewesen
wäre. Darüber hinaus werfe die Tatsache, dass 70 % der
Produktion von Hierros Añón und Rodonita für den Ge-
brauch innerhalb ihrer eigenen Unternehmensgruppen
verwendet werden sollte, Fragen hinsichtlich der zu er-
wartenden Rentabilität von Siderúrgica Añón auf. Der
Transferpreis des Erzeugnisses werde nicht transparent
sein und eher der Rentabilitätssteigerung von Hierros
Añón und Rodonita auf dem rückläufigen Markt als
der von Siderúrgica Añón dienen.

(35) Mit Schreiben vom 31. Juli 2002 gab Siderúrgica Añón
folgende Stellungnahme ab:

(36) Dem Unternehmen zufolge gilt die Verordnung (EG) Nr.
70/2001 der Kommission vom 12. Januar 2001 über die
Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf staat-
liche Beihilfen an kleine und mittlere Unternehmen (6)
(nachstehend „KMU-Verordnung“) ab dem 23. Juli 2002
für den Stahlsektor. Die Tatsache, dass die Beihilfe vor
Auslaufen des EGKS-Vertrags gewährt wurde, sei uner-
heblich, da sich nach ständiger Rechtsprechung die Ent-
scheidungen der Kommission über die Vereinbarkeit von
Beihilfen auf die rechtlichen und tatsächlichen Umstände
stützen müssen, die zum Zeitpunkt der Entscheidung
und nicht zum Zeitpunkt der Beihilfegewährung gegeben
sind. Darüber hinaus seien in der Bekanntmachung der
Kommission über die zur Beurteilung unrechtmäßiger

staatlicher Beihilfen anzuwendenden Regeln (7), auf die
die Mitteilung der Kommission über bestimmte Aspekte
der Behandlung von Wettbewerbsfällen nach Auslaufen
des EGKS-Vertrags (8) verweist, lediglich Rahmenregelun-
gen, Leitlinien, Mitteilungen und Bekanntmachungen er-
wähnt, aber keine Verordnungen.

(37) Unter diesen Umständen sei die Beihilfe, zumal es sich
bei Siderúrgica Añón um ein KMU handele und die Bei-
hilfeintensität (9) unterhalb der in Artikel 4 KMU-Verord-
nung erwähnten Intensität liege, mit dem Gemeinsamen
Markt vereinbar (und demzufolge von der Anmeldungs-
pflicht befreit).

(38) Darüber hinaus behauptet das Unternehmen, dass der
von IGAPE gewährte Zuschuss und das vom Ministerium
für Wissenschaft und Technologie ausgereichte zinslose
Darlehen aufgrund von Regelungen gewährt worden
seien, die von der Kommission am 5. Juli 1995 (Staat-
liche Beihilfe N 21/95) bzw. 18. Mai 2001 (Staatliche
Beihilfe N 182/2001) genehmigt wurden, und dass sie
deshalb mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar seien.

(39) Was die Beteiligung von SODIGA am Kapital von Sider-
úrgica Añón angeht, so behauptet das Unternehmen, die
Tatsache, dass die privaten und öffentlichen Aktionäre
unter Umständen unterschiedliche Interessen verfolgen,
sei unerheblich; entscheidend sei vielmehr, dass sich die
privaten und öffentlichen Investoren zu den gleichen Be-
dingungen beteiligten. Zur Untermauerung dieses Stand-
punkts führt das Unternehmen an, dass es sich bei der
Beteiligung Bayerns am Kapital von NMH und drei weite-
ren Stahlerzeugern nach Ansicht der Kommission nicht
um eine staatliche Beihilfe gehandelt habe (Entscheidung
vom 26. Juli 1988, zitiert in der Entscheidung der Kom-
mission vom 31. Oktober 1995) und dass die Kommis-
sion bei der Einleitung des Verfahrens wegen der Beteili-
gung der Region Wallonien an Carsid die unterschied-
lichen Interessen der privaten und öffentlichen Aktionäre
nicht berücksichtigt habe.

(40) In dem Schreiben vom 30. September 2002 machte das
Unternehmen geltend, dass die Kommission wegen des
Verstreichens der in Artikel 6 Absatz 5 des Stahlbeihil-
fenkodex festgelegten Dreimonatsfrist, binnen derer eine
Entscheidung zu erfolgen hat, nicht mehr das Recht ge-
habt habe, in ihrem Schreiben vom 20. Dezember 2001
eine Entscheidung zu den dargelegten Maßnahmen zu
fassen.
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(6) ABl. L 10 vom 13.1.2001, S. 33. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 364/2004 (ABl. L 63 vom 28.2.2004, S. 22).

(7) ABl. C 119 vom 22.5.2002, S. 22.
(8) ABl. C 152 vom 26.6.2002, S. 5.
(9) Von IGAPE bewilligter Zuschuss, BSÄ: 0,95 %; zinsloses Darlehen
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gewährten Darlehen durch IGAPE, BSÄ: 0,32 %; Zuschuss zur Be-
reitstellungsprovision durch IGAPE, BSÄ: 0,16 %.



(41) Mit Schreiben vom 23. Juni 2003 übermittelte Siderúr-
gica Añón ergänzende Angaben. Zunächst machte das
Unternehmen geltend, dass die Beihilfe nicht auf der
Grundlage des EGKS-Vertrags oder des Stahlbeihilfenko-
dex beurteilt werden könne. Zweitens betonte es, dass die
Beihilfe in den Anwendungsbereich der KMU-Verordnung
falle. Drittens versicherte es, dass es sich um eine beste-
hende Beihilfe im Sinne von Artikel 1 Buchstabe b der
Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22. März
1999 über besondere Vorschriften für die Anwendung
von Artikel 93 des EG-Vertrags (10) (im Folgenden „Ver-
fahrensordnung“) gehandelt habe, da sie vor Inkrafttreten
der Vorschriften des EG-Vertrags über staatliche Beihilfen
an die Eisen- und Stahlindustrie gewährt worden sei.

IV. BEMERKUNGEN SPANIENS

(42) Was die Beteiligung von SODIGA am Aktienkapital von
Siderúrgica Añón angeht, so handelt es sich nach Auf-
fassung der spanischen Behörden um eine gängige markt-
wirtschaftliche Praxis. Bei Investitionsentscheidungen
würden ausschließlich die Tragfähigkeit der Vorhaben
und die zu erwartende Rentabilität berücksichtigt. Im
vorliegenden Fall sei die Beteiligung von SODIGA an
Siderúrgica Añón zum Zeitpunkt der Kapitalerhöhung
und zeitgleich mit den bestehenden Aktionären erfolgt,
die zusammen 83,4 % der neuen Aktien zeichneten. Un-
ter diesen Umständen, so die spanischen Behörden, seien
nach gängiger Rechtsprechung die für einen Privatinves-
tor geltenden Kriterien erfüllt. Darüber hinaus weisen die
spanischen Behörden darauf hin, dass SODIGA mit der
Rückkaufsvereinbarung eine jährliche Mindestrendite der
Investition von 7,2 % garantiert, was über der Verzinsung
von Schatzanweisungen (mit zehnjähriger Laufzeit) zum
Zeitpunkt der Vertragsunterzeichnung liege (5,3 %). Auch
wenn es sich um eine staatliche Beihilfe gehandelt haben
sollte, so wäre sie in jedem Fall gemäß der Mitteilung der
Kommission über staatliche Beihilfen und Risikokapi-
tal (11) mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar gewesen,
da es sich gemäß Abschnitt VIII Nummer 3.ii um ein
KMU in seiner Anlaufphase in einem Fördergebiet gehan-
delt habe.

(43) In Bezug auf die Tatsache, dass SODIGA einen höheren
Preis pro Aktie bezahlt hat und die Zahlung sofort erfolgt
ist, führen die spanischen Behörden an, dass dies die
SODIGA gewährte Mindestrendite der Investition kom-
pensiert habe, in deren Genuss die übrigen Aktionäre
nicht gekommen seien. Ihren Angaben zufolge sei es in
jedem Fall gängige Praxis, dass ein neuer Aktionär für
neue Aktien einen höheren Preis zahlt, da das Projekt
durch die ursprünglichen Aktionäre einen wichtigen An-
stoß erfahre (z. B. Verträge mit Ausrüstungszulieferern
oder Grundstückserwerb).

(44) Hinsichtlich der Beteiligung von SODIGA an der zweiten
Kapitalerhöhung von Siderúrgica Añón geben die spani-
schen Behörden an, dass sich SODIGA proportional zu

seiner Beteiligung und unter den gleichen Bedingungen
wie die übrigen Aktionäre beteiligt habe. In Anbetracht
dieser Sachlage handele es sich nicht um eine staatliche
Beihilfe.

(45) Hinsichtlich der Frage, inwieweit staatliche Stellen für das
Vorgehen von SODIGA verantwortlich sind, weisen die
spanischen Behörden darauf hin, dass es nach gängiger
Rechtsprechung Aufgabe der Kommission ist nachzuwei-
sen, dass diese Stellen an der Entscheidung, in Siderúrgica
Añón zu investieren, beteiligt gewesen sind.

(46) In Bezug auf das über INESGA gewährte Darlehen ver-
treten die spanischen Behörden die Auffassung, dass die
Mittel ausschließlich aus Privatquellen stammen (den be-
teiligten Banken), dass sich diese Banken frei an der Fi-
nanzierung jeder Art von Geschäften beteiligen können
und dass sich die Beteiligung von INESGA auf die Pro-
jektverfolgung beschränkt. So gesehen habe es keine Be-
teiligung öffentlicher Mittel gegeben. Darüber hinaus wei-
sen sie darauf hin, dass der Vergleich mit dem von der
Kommission verwendeten Bezugssatz unpassend sei, da
dieser Bezugssatz dem Durchschnitt der für September,
Oktober und November des Jahres 2000 veröffentlichten
Fünfjahres-Interbank-Swap-Sätze zuzüglich 75 Basispunk-
ten entsprach. Da der Fünfjahres-Interbank-Swap-Satz
zum Zeitpunkt der Darlehensgewährung bei 4,769 %
lag, müsse der korrigierte Bezugssatz bei 5,519 % liegen.
Abschließend machen sie darauf aufmerksam, dass der
Zinssatz mit anderen Darlehen, die Unternehmen der
Gruppe Añón gewährt wurden, vergleichbar sei oder so-
gar darüber liege.

(47) Hinsichtlich der von IGAPE übernommenen Bürgschaft
behaupten die spanischen Behörden, dass sie den Markt-
bedingungen entspreche. Nach ihrer Auffassung beträgt
die von den Privatbanken für solche Projekte erhobene
Provision 0,15 % pro Quartal. Die Abweichung gegen-
über der bei der vorliegenden Transaktion erhobenen
Provision sei durch folgende Faktoren bedingt: a) die
Bedingungen für die Bereitstellung der Bürgschaft seien
viel strenger als bei Bankbürgschaften, da diese auf die
erste Aufforderung zu leisten seien, während die Bürg-
schaft des IGAPE nur hilfsweise geleistet werden müsse
(sobald der Empfänger für insolvent erklärt wird), b) das
von IGAPE getragene Risiko ist sehr gering, da es nur
30 % des Darlehens abdeckt und nur 40 % der Investition
durch das Darlehen finanziert werden, c) die Träger des
Projekts sind Unternehmensgruppen, die als solvent gel-
ten.

(48) Die spanischen Behörden haben Erklärungen von zwei
Banken beigebracht (Caixa Galicia und Banco Pastor), in
denen diese behaupten, dass sie angesichts der Darlehens-
bedingungen und der Identität der Aktionäre für diese
Bürgschaft eine jährliche Provision von 0,20 % erhoben
hätten.
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(10) ABl. L 83 vom 27.3.1999, S. 1. Verordnung geändert durch die
Beitrittsakte von 2003.

(11) ABl. C 235 vom 21.8.2001, S. 3.



(49) In Bezug auf die Bezuschussung der 0,25 % durch IGAPE
und die Bereitstellungsprovision behaupten die spani-
schen Behörden, dass diese Beihilfe im Einklang mit
von der Kommission genehmigten Regelungen gewährt
worden sei und dass sie mit Ausnahme von 14 299,44
EUR in den Anwendungsbereich der Verordnung (EG)
Nr. 69/2001 der Kommission vom 12. Januar 2001
über die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag
auf „De-minimis“-Beihilfen (12) falle, die auch für den
EGKS-Sektor gelte. Sie weisen zudem darauf hin, dass
der Markt für diese Erzeugnisse nicht beeinträchtigt
werde, da sie überwiegend innerhalb der Unternehmens-
gruppe verwendet würden und der Rest fast ausschließ-
lich für Gebiete außerhalb des EWR bestimmt sei.

(50) Hinsichtlich des von IGAPE gewährten Zuschusses geben
die spanischen Behörden an, er sei aufgrund einer von
der Kommission genehmigten Regelung bereit gestellt
worden und deshalb mit dem Gemeinsamen Markt ver-
einbar.

(51) Nach Auffassung der spanischen Behörden sei die Beihilfe
in jedem Fall mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar, da
sie in den Anwendungsbereich der KMU-Verordnung
falle, die auch für den EGKS-Stahlsektor gelte.

(52) Darüber hinaus vertreten sie die Ansicht, dass die Beihilfe
mit dem Gemeinschaftsrahmen für staatliche Umwelt-
schutzbeihilfen (13) in Einklang steht. Die spanischen Be-
hörden behaupten, dass das zur Abwasserbehandlung
eingesetzte System umweltfreundlicher als das herkömm-
liche sei und zusätzliche Kosten in Höhe von 661 113
EUR verursache. Ebenso würden durch die Verwendung
von Erdgas im Wärmofen die Emissionen im Vergleich
zu Erdöl drastisch reduziert, was mit zusätzlichen Kosten
in Höhe von 1 502 530 EUR verbunden sei. Drittens
würden durch die Tatsache, dass alle technischen Arbei-
ten an den Hydraulik- und Schmieranlagen, den Kabeln
und Leitungen an der Oberfläche und nicht unterirdisch
vorgenommen wurden, die Arbeitsbedingungen verbes-
sert und unterirdische Leckstellen verhindert, was zusätz-
liche Kosten in Höhe von 6 911 639 EUR zur Folge
habe.

(53) Im Hinblick auf die Stellungnahmen Dritter (siehe
Randnrn. 31 bis 34) vertreten die spanischen Behörden
die Auffassung, dass es für diese Behauptungen keinerlei
Beweise gebe und diese Verbände lediglich versuchten,
den Markteintritt eines neuen Unternehmens zu verhin-
dern. So erinnern die spanischen Behörden daran, dass
die bei traditionellen Herstellern bestehenden Liefereng-
pässe für diese Erzeugnisse (vor allem die langen Fristen
für die Ausführung der Bestellungen) der Grund dafür

seien, dass die Träger des neuen Unternehmens die In-
vestition getätigt hätten. Sie machen die Kommission
auch auf ihre Entscheidung 89/515/EWG vom 2. August
1989 betreffend ein Verfahren nach Artikel 85 EWG-
Vertrag (14) und die auf dieser Grundlage ergangenen Ur-
teile der Gerichtshöfe der Gemeinschaft aufmerksam, in
denen die Auffassung vertreten worden sei, dass sich
einige Mitglieder der EISA an wettbewerbswidrigen Prak-
tiken beteiligt hätten.

V. WÜRDIGUNG DER MASSNAHMEN

(54) Siderúrgica Añón S.A. stellt Stabeisen her, das unter die
in Anlage I zum EGKS-Vertrag erfassten Erzeugnisse fällt.
Es handelt sich daher um ein Unternehmen im Sinne von
Artikel 80 EGKS-Vertrag.

(55) Im vorliegenden Fall ist offensichtlich, dass Spanien die
Maßnahmen rechtswidrig angewandt hat, da es das in
Artikel 6 des Stahlbeihilfenkodex festgelegte Verfahren
nicht befolgte. Aus diesem Grund kann die Kommission
das vom Unternehmen angeführte Argument, dass es sich
um eine bestehende Beihilfe gehandelt habe (siehe
Randnr. 41) nicht gelten lassen.

(56) Auch wenn das Verfahren auf der Grundlage des EGKS-
Vertrags eingeleitet wurde, konnte die Kommission vor
dem 23. Juli 2002 keine endgültige Entscheidung fällen,
da der Beschluss zur Ausweitung des Verfahrens am 2.
Juli 2002 getroffen und am 4. Juli 2002 den spanischen
Behörden übermittelt wurde. Die Aufforderung zur Ab-
gabe einer Stellungnahme wurde am 9. September 2002
veröffentlicht. In Ziffer 43 ihrer Mitteilung über be-
stimmte Aspekte der Behandlung von Wettbewerbsfällen
nach Auslaufen des EGKS-Vertrags erklärte die Kommis-
sion, dass sie in solchen Fällen die Prüfung nach der
Verfahrensordnung fortsetzen und eine endgültige Ent-
scheidung gemäß Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag treffen
werde.

(57) Die Kommission kann das Argument des Unternehmens
nicht gelten lassen, nach dem die seit der ursprünglichen
Entscheidung zur Einleitung des Verfahrens verstrichene
Dreimonatsfrist die Kommission daran hindere, eine Ent-
scheidung zu erlassen (siehe Randnr. 40). So stellte der
Gerichtshof in der Rechtssache C-5/01 Königreich Bel-
gien/Kommission der Europäischen Gemeinschaften am
12. Dezember 2002 (15) fest: „Aufgrund des Regelungs-
zusammenhangs des Artikels 6 Absatz 5 des Sechsten
Stahlbeihilfenkodex, in dem die Dreimonatsfrist erwähnt
ist, (…) kann sie daher nicht als Ausschlussfrist angese-
hen werden“. Gegenwärtig ist die Verfahrensordnung un-
eingeschränkt anwendbar und Artikel 7 Absatz 6 dieser
Verordnung ist eingehalten worden.
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1. Vorliegen einer staatlichen Beihilfe

(58) Nach Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag sind staatliche oder
aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher
Art, die durch die Begünstigung bestimmter Unterneh-
men oder Produktionszweige den Wettbewerb verfäl-
schen oder zu verfälschen drohen, mit dem Gemeinsa-
men Markt unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen
Mitgliedstaaten beeinträchtigen.

a) Beteiligung von SODIGA am Aktienkapital von Siderúr-
gica Añón

(59) Was die Beteiligung von SODIGA am Aktienkapital von
Siderúrgica Añón betrifft (siehe Randnrn. 27 und 29),
weist die Kommission zunächst darauf hin, dass SODIGA
von der Regionalregierung Galiciens kontrolliert wird. Sie
weist darüber hinaus darauf hin, dass die Regionalregie-
rung Galiciens SODIGA als Teil der von IGAPE durchge-
führten Beihilfeprogramme für Unternehmen ansieht (16).
Unter diesen Umständen ist die Kommission der Auffas-
sung, dass die Maßnahmen von SODIGA dem Staat zu-
zuordnen sind.

(60) Um festzustellen, ob dem Empfänger der Maßnahme
Vorteile gewährt wurden, wendet die Kommission das
Prinzip des marktwirtschaftlich handelnden Investors
an. Dieses Prinzip ist von der Kommission in zahlreichen
Rechtssachen angewandt und vom Gerichtshof in ver-
schiedenen Urteilen anerkannt und entwickelt wor-
den (17). Das Prinzip besagt im Wesentlichen, dass die
Investition keine staatliche Beihilfe darstellt, wenn eine
öffentliche Stelle unter Bedingungen, die für einen Priva-
tinvestor unter normalen marktwirtschaftlichen Bedin-
gungen akzeptabel wären, in ein Unternehmen investiert.

(61) Wenn an einer bestimmten Transaktion ein privater und
ein öffentlicher Investor beteiligt sind, liegt grundsätzlich
keine staatliche Beihilfe vor, sofern beide Investoren unter
den gleichen Bedingungen teilnehmen.

(62) Dies ist bei der Beteiligung von SODIGA am Kapital von
Siderúrgica Añón allerdings nicht der Fall, und zwar aus
folgenden Gründen:

(63) Erstens beglich SODIGA bei der ersten Kapitalerhöhung
seinen Anteil sofort, während die privaten Teilhaber zu
einem späteren Zeitpunkt zahlten; darüber hinaus zahlte
SODIGA 90 EUR pro erworbene Aktie, während die
privaten Teilhaber nur 60 EUR pro Aktie zahlten.

(64) Zweitens werden die hauptsächlichen Nutznießer der
Produktion von Siderúrgica Añón die privaten Teilhaber
sein, die mit diesem Vermögen Gewinne erzielen können,
während SODIGA nur auf die Rentabilität von Siderúr-
gica Añón setzt, um eine Kapitalrendite zu erzielen.

(65) Die Kommission kann das Argument nicht gelten lassen,
dass die von SODIGA gezahlte Prämie eine gängige Pra-
xis darstelle (siehe Randnr. 43), zumal das Unternehmen
mit der Produktion noch nicht begonnen hatte und daher
keine besonders guten Resultate vorweisen konnte, die
eine Prämie gerechtfertigt hätten. Würde diesem Argu-
ment gefolgt, müsste es auf die Kapitaleinlagen aller In-
vestoren zu den besagten Terminen angewandt werden.

(66) Die Kommission weist dennoch darauf hin, dass SODIGA
nach der Rückkaufsvereinbarung eine Aktienrendite von
7,2 % garantierte, die die Privataktionäre nicht hatten (18).

(67) Angesichts der Tatsache, dass jährliche Raten gezahlt
wurden, SODIGA Minderheitsaktionär ist und keinen
Einfluss auf die Unternehmensführung hat und die Pro-
duktion von Siderúrgica Añón in erster Linie für die ei-
genen Aktionäre bestimmt ist, kann diese Beteiligung aus
wirtschaftlicher Sicht einem nachrangigen Gesellschafter-
darlehen gleichgestellt werden. Unter Risikoaspekten ist
diese Beteiligung jedoch als normales Aktienkapital zu
betrachten, da die nachgeordneten Darlehen definitions-
gemäß Vorrang vor Aktienkapital haben.
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(16) Quelle: http://www.xunta.es/Galicia2001/G200112G.pdf
(17) Siehe Rechtssache vom 10. Juli 1986 C-234/84 Königreich Bel-

gien/Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Boch), Slg.
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zu prüfen, ob ein privater Gesellschafter in einer vergleichbaren
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S. II-435, Randnrn. 255, 266, 313 und 324.

(18) Auch wenn nicht ausgeschlossen werden kann, dass der Endpreis
bei Anwendung der alternativen Methode (theoretischer Buchwert)
höher liegen könnte, würde nach den jüngsten Prognosen von
SODIGA vom Februar 2002 die Kapitalrendite in diesem Fall
6,3 % betragen.



(68) Es stellt sich deshalb die Frage, ob die vorgenannte Ka-
pitalrendite von 7,2 % das damit verbundene Risiko de-
cken würde und für einen Privatinvestor, der ein nach-
rangiges Gesellschafterdarlehen gewährt, akzeptabel wäre.
Die Kommission folgt der in ihrer Entscheidung
2003/284/EG vom 11. Dezember 2002 über die staat-
liche Beihilfe, die Spanien zugunsten von Sniace SA ge-
währt hat (19) vertretenen Sichtweise und ist der Auffas-
sung, dass der übliche Zinssatz zur Deckung des mit dem
Darlehen verbundenen Risikos bei der ersten Kapitaler-
höhung bei 12,33 % und bei der zweiten bei 11,06 %
hätte liegen müssen. Dieser Zinssatz ergibt sich aus dem
für spanische Darlehen (6,33 % zum 19. April 2001 und
5,06 % zum 1. März 2002) üblichen Aufschlag von 75
Basispunkten zuzüglich 600 Punkte, weil keine Sicher-
heiten vorhanden sind und ein neues Stahlunternehmen
mit Risiken verbunden ist, da der Stahlsektor durch
strukturelle Überkapazitäten geprägt ist und, wie bereits
erläutert, ein größeres Risiko als bei einem normalen
Darlehen besteht (im Falle einer Insolvenz hätten alle
Gläubiger Vorrang) (20). Dieser Ansatz entspricht auch
den Vorgaben der Mitteilung der Kommission über die
Methode zur Festsetzung der Referenz- und Abzinsungs-
sätze (21), in der festgelegt ist, dass der Referenzsatz in
besonderen Risikofällen um 400 Basispunkte oder mehr
erhöht werden kann (z. B. wenn die von den Banken

normalerweise verlangten Sicherheiten nicht bereit ge-
stellt werden).

(69) Die Kommission ist deshalb der Auffassung, dass die in
Frage stehende Beteiligung für Siderúrgica Añón einen
Vorteil darstellt, der durch öffentliche Mittel finanziert
wird.

(70) Das Beihilfeelement beider Beteiligungen entspricht der
Zinsdifferenz zwischen 12,33 % und 7,2 % — d. h.
5,13 % — im Falle der ersten Beteiligung und der Zins-
differenz zwischen 11,06 % und 7,2 % — d. h. 3,86 % —

im Falle der zweiten Beteiligung. Bei Berücksichtigung der
Tranchen, die von Siderúrgica Añón an SODIGA gezahlt
werden, entspricht diese Beihilfe der Differenz zwischen
den tatsächlichen Rückzahlungen und den jährlichen
Zins- und Kapitalzahlungen, die bei Anwendung der vor-
genannten üblichen Zinssätze, nämlich 12,33 % bzw.
11,06 %, geschuldet würden. Bei deren Anwendung er-
gäbe sich eine jährliche Zinszahlung von 222 317,30
EUR für die erste Beteiligung und 54 766,90 EUR für
die zweite. Die Differenz zwischen den Zinszahlungen,
die angemessen wären, und dem geltenden Rückzah-
lungsmodus für die beiden Beteiligungen stellt sich wie
folgt dar (22):

Erste Beteiligung in Höhe von 1 803 060 EUR (2001)

Jahr 2002 2003 2004 2005 2006 2007

Rückzahlungsmodus
ohne Beihilfe

222 317 222 317 222 317 222 317 222 317 222 317
+ 1 803 060
= 2 025 377

Geltender Rückzahlungs-
modus

150 916 150 916 150 916 150 916 150 916 1 803 060

Jährliche Beihilfe 71 401 71 401 71 401 71 401 71 401 222 317

Zweite Beteiligung in Höhe von 495 180 EUR (2002)

Jahr 2003 2004 2005 2006 2007

Rückzahlungsmodus ohne
Beihilfe

54 766 54 766 54 766 54 766 54 766
+ 495 180
= 549 946

Geltender Rückzahlungs-
modus

41 868 41 868 41 868 41 868 495 180

Jährliche Beihilfe 12 869 12 869 12 869 12 869 54 766
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(19) ABl. L 108 vom 30.4.2003, S. 35.
(20) Diese Überlegungen lagen auch der Entscheidung 2003/284/EG der

Kommission zugrunde, wo wegen fehlender Sicherheiten für ein
nachgeordnetes Darlehen 600 Basispunkte zugeschlagen wurden.
Siehe Randnr. 42 der in Fußnote 21 genannten Entscheidung.

(21) ABl. C 273 vom 9.9.1997, S. 3; siehe insbesondere Absatz 8 erster
Spiegelstrich.

(22) Bei der Gegenüberstellung dieser beiden Tabellen ist zu berücksich-
tigen, dass der tatsächliche Zinssatz für die Rückzahlung in Höhe
von 7,2 % einem hypothetischen Jahresbeitrag entspricht, der auch
2007 fällig wäre (dem Jahr der Rückzahlung des vollen Darlehens-
betrags), während diese Gelder in Wirklichkeit nur auf fünf (anstatt
sechs) bzw. vier (anstatt fünf) Tranchen aufgeteilt wurden.



b) Das über INESGA gewährte Darlehen

(71) Was das über INESGA gewährte Darlehen betrifft (siehe
Randnr. 26), so dürften nach Ansicht der Kommission
durchaus Elemente einer staatlichen Beihilfe vorgelegen
haben, da der Zinssatz sehr niedrig scheint. Die Kommis-
sion weist allerdings darauf hin, dass die Gelder von
Privatbanken aufgebracht werden, denen eine Beteiligung
am Darlehen freisteht. Unter diesen Umständen kommt
die Kommission zu dem Schluss, dass eine finanzielle
Begünstigung eher durch das Eingreifen von IGAPE
(Bürgschaft, direkt an die Banken gezahlter Zinszuschuss)
sowie durch die Tatsache, dass es sich um einen Gemein-
schaftskredit handelt, stattgefunden hat. Folglich liegt
beim Darlehen selbst keine staatliche Beihilfe vor.

c) Die von IGAPE gewährte Bürgschaft

(72) Was die von IGAPE gewährte Bürgschaft betrifft (siehe
Randnr. 26), so bestehen in der Praxis der Kommis-
sion (23) zur Beurteilung einzelner staatlicher Garantien
zahlreiche Voraussetzungen, unter denen eine Bürgschaft
keine staatliche Beihilfe darstellt. Im vorliegenden Fall
weist die Kommission darauf hin, dass Siderúrgica
Añón keine finanziellen Schwierigkeiten im Sinne der
Leitlinien der Gemeinschaft für Staatliche Beihilfen zur
Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in
Schwierigkeiten (24) hatte und auf den Finanzmärkten
ohne ein Eingreifen des Staates Darlehen erhielt. Sie weist
ebenfalls darauf hin, dass die Bürgschaft an ein bestimm-
tes Darlehen gebunden ist, über einen festen Höchstbe-
trag gestellt wurde, 30 % des rückzahlbaren Darlehens
abdeckt und eine begrenzte Laufzeit hat. Hinsichtlich
des für die Bürgschaft gezahlten Preises bezweifelte die
Kommission, dass die gezahlte Prämie (jährlich 0,2 % der
verbürgten Schuld, ohne Bereitstellungsprovision) dem
üblichen Preis einer vergleichbaren Bürgschaft entspricht,
wobei im Wesentlichen die von zwei der am Darlehen
beteiligten Banken veröffentlichten Listen mit Höchstprei-
sen von Bürgschaften berücksichtigt wurden.

(73) Die Kommission kann die nachträglich von zwei Banken
vorgelegten „Angebote“ nicht als Referenz akzeptieren
(siehe Randnr. 48), da sie hypothetisch sind und speziell
für dieses Verfahren erstellt wurden. Außerdem handelt
es sich um Angebote zweier konkreter Banken, die daher
nicht notwendigerweise die Marktpraxis widerspiegeln.

(74) Ebenso wenig kann die Kommission die Argumente be-
züglich der besonderen Merkmale der Bürgschaft (siehe
Randnr. 47) und somit den Preisnachlass gegenüber dem
„marktüblichen“ Satz akzeptieren, und zwar aus folgen-

den Gründen: a) Die Tatsache, dass Bürgschaften in Spa-
nien üblicherweise auf die erste Aufforderung zu leisten
sind, erklärt sich dadurch, dass vom Empfänger andere
Sicherheiten gefordert werden. Im vorliegenden Fall je-
doch verzichtete IGAPE ausdrücklich auf sein Recht, ir-
gendeine andere Sicherheit zu fordern (nachdem das Ein-
verständnis der Regionalregierung Galiciens eingeholt
worden war); b) die Tatsache, dass die Bürgschaft ledig-
lich 30 % des Darlehens deckt, ist unerheblich, da für den
Bürgen die Risikohöhe maßgeblich ist; c) die Tatsache,
dass es sich bei den Projektträgern um solvente Unter-
nehmensgruppen handelt, ist ebenfalls unerheblich, da sie
für die Schulden von Siderúrgica Añón nicht haftbar
wären.

(75) Unter diesen Umständen vertritt die Kommission die
Auffassung, dass in diesem konkreten Fall der marktüb-
liche Satz für eine vergleichbare Bürgschaft mindestens
bei 0,6 % jährlich liegen müsste, wie von den spanischen
Behörden angegeben (siehe Randnr. 47).

(76) Die Kommission ist deshalb der Ansicht, dass die in
Frage stehende Bürgschaft für Siderúrgica Añón einen
Vorteil darstellt, der durch öffentliche Mittel finanziert
wird.

(77) Was den Umfang der staatlichen Beihilfe bei dieser Bürg-
schaft betrifft, so ist in Ziffer 3.2 der Mitteilung über
Bürgschaften festgelegt, dass das Barzuschussäquivalent
einer einzelnen Garantie genauso berechnet werden sollte
wie das Zuschussäquivalent eines zinsvergünstigten Dar-
lehens; der Zinszuschuss macht dabei die Differenz zwi-
schen dem Marktzins und dem Zins aus, der dank der
staatlichen Garantie angewandt wird, nach Abzug etwai-
ger Prämienzahlungen. Im vorliegenden Fall hält es die
Kommission zur Bestimmung des Marktzinses dieses
Darlehens und mangels anderer nicht verbürgter Darle-
hen zur Finanzierung der Investition für sinnvoll, den
Zinssatz einer unverbürgten Kreditlinie heranzuziehen,
die Siderúrgica Añón von der Caixa de Galicia gewährt
wurde (Darlehenssumme 3 000 000 EUR, Zinssatz
Zwölfmonats-EURIBOR + 0,75 %, Bereitstellungsprovi-
sion 0,15 %, Laufzeit ein Jahr ab 20. März 2002) (25).
Der Zinszuschuss für das INESGA-Darlehen beträgt des-
halb 0,3 % (die Differenz in Höhe von 0,50 % zwischen
der Risikoprämie des INESGA-Darlehens (Dreimonats-
EURIBOR + 0,25 %) und der Risikoprämie der Kreditlinie
(Zwölfmonats-EURIBOR + 0,75 %) abzüglich 0,2 % für
die Bürgschaft). Dies ergibt 28 848,60 EUR (0,3 % von
9 616 193 EUR) pro Jahr.
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(23) Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Artikel 87
und 88 EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen in Form von Haftungs-
verpflichtungen und Bürgschaften (ABl. C 71 vom 11.3.2000,
S. 14, Ziffer 4.2).

(24) ABl. C 288 vom 9.10.1999, S. 2.

(25) Wenngleich Laufzeit und Basissatz der beiden Darlehen verschieden
sein können, kann nach Auffassung der Kommission die von einem
Privatgläubiger für ein unbesichertes Darlehen verlangte Risikoprä-
mie ein zuverlässiger Parameter sein, um den Beihilfegehalt des
INESGA-Darlehens zu beurteilen.



d) Weitere Maßnahmen

(78) Der über IGAPE gewährte Zuschuss (siehe Randnr. 24),
der zinsfreie Kredit des Ministeriums für Wissenschaft
und Technologie (siehe Randnr. 25), der Zinszuschuss
und die Bezuschussung der über INESGA gewährten Be-
reitstellungsprovision durch IGAPE (siehe Randnr. 26)
stellen für Siderúrgica Añón einen Vorteil dar, der durch
öffentliche Mittel finanziert wird.

(79) Die Summe der im vorgenannten Abschnitt aufgeführten
Beihilfemaßnahmen setzt sich wie folgt zusammen: von
IGAPE gewährter Zuschuss: 2 399 407 EUR; Zuschüsse
von IGAPE für das über INESGA gewährte Darlehen:
jährlich 0,25 % von 9 616 193 EUR (Zinszuschuss),
d. h. 24 040,50 EUR jährlich und 0,5 % von 9 616 193
EUR (Bereitstellungsprovision), d. h. 48 081 EUR jährlich;
zinsfreier Kredit des Ministeriums für Wissenschaft und
Technologie: jährlich 5,7 % von 1 803 036 EUR, d. h.
102 773,50 EUR pro Jahr.

e) Wettbewerbsverfälschung und Auswirkungen auf den Han-
del

(80) Angesichts des innergemeinschaftlichen Wettbewerbs
und Handels in diesem Sektor (siehe Randnrn. 20 bis
23) ist die Kommission der Ansicht, dass die genannten
Beihilfemaßnahmen den Wettbewerb verfälschen oder zu
verfälschen drohen und den Handel zwischen den Mit-
gliedstaaten beeinträchtigen.

(81) Die Kommission gelangt deshalb zu dem Schluss, dass
der über IGAPE gewährte Zuschuss, der zinsfreie Kredit
des Ministeriums für Wissenschaft und Technologie, der
Zinszuschuss und die Bezuschussung der über INESGA
gewährten Bereitstellungsprovision durch IGAPE, die Be-
teiligung von SODIGA am Aktienkapital von Siderúrgica
Añón und die von IGAPE gewährte Bürgschaft eine staat-
liche Beihilfe im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG-Ver-
trag darstellen.

2. Vereinbarkeit mit dem Gemeinsamen Markt

(82) Zunächst kann die Kommission das Argument nicht gel-
ten lassen, dass einige der Beihilfemaßnahmen im Rah-
men genehmigter Regelungen gewährt worden seien
(N 21/95 (26) und N 182/2001 (27)). In ihren Entschei-
dungen zur Genehmigung dieser Regelungen nahm die
Kommission die Verpflichtung der spanischen Behörden
zur Kenntnis, die für den Stahlsektor geltenden Vorschrif-

ten einzuhalten. Die Kommission weist darauf hin, dass
es sich hierbei um die im Stahlbeihilfenkodex enthaltenen
Vorschriften handelt, welcher die Stahlindustrie von die-
ser Art Regelungen ausnimmt und eine vorherige Anmel-
dung vorschreibt. Da der Pflicht zur vorherigen Anmel-
dung nicht nachgekommen wurde, ist die Siderúrgica
Añón gewährte Beihilfe durch diese beiden Regelungen
nicht gedeckt.

(83) Nach Absatz 44 der Mitteilung der Kommission über
bestimmte Aspekte der Behandlung von Wettbewerbsfäl-
len nach Auslaufen des EGKS-Vertrags wird die Kommis-
sion „nach dem 23. Juli 2002 (…) bei ihren Entscheidun-
gen über staatliche Beihilfen, die ohne ihre Genehmigung
bis zu diesem Tag gewährt wurden, entsprechend ihrer
Bekanntmachung über die zur Beurteilung unrechtmäßi-
ger staatlicher Beihilfen anzuwendenden Regeln verfah-
ren.“ (28) Gemäß des letzten Absatzes letztgenannter Be-
kanntmachung lassen ihre Bestimmungen „ferner die
Auslegung der Verordnungen des Rates und der Kommis-
sion im Bereich der staatlichen Beihilfen unberührt.“

(84) So besagt Artikel 9 Absatz 2 zweiter Unterabsatz (29) der
Verordnung (EG) Nr. 70/2001 „Außerhalb einer Beihilfe-
regelung gewährte Einzelbeihilfen, die vor Inkrafttreten
dieser Verordnung ohne Genehmigung der Kommission
unter Verstoß gegen Artikel 88 Absatz 3 EG-Vertrag ge-
währt wurden, sind nach Maßgabe von Artikel 87 Absatz
3 EG-Vertrag mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar
und von der Anmeldepflicht freigestellt, wenn sie alle
Voraussetzungen dieser Verordnung mit Ausnahme der
Auflage in Artikel 3 Absatz 1 erfüllen, wonach bei der
Vergabe ein ausdrücklicher Verweis auf diese Verordnung
erfolgen muss.“

(85) Die Kommission ist ausgehend von Umsatz, Beschäftig-
tenzahl und Bilanzsumme von Siderúrgica Añón und
seinen verbundenen Unternehmen (siehe Randnrn. 15
und 17) der Auffassung, dass es sich um ein mittleres
Unternehmen handelt (gemäß Anhang I der KMU-Ver-
ordnung). Deshalb ist zu prüfen, ob die Siderúrgica
Añón gewährten Investitionsbeihilfen die Voraussetzun-
gen der KMU-Richtlinie erfüllen.

(86) In diesem Zusammenhang weist die Kommission darauf
hin, dass gemäß Artikel 6 Absatz 1 KMU-Verordnung
Einzelbeihilfen nicht von der Anmeldungspflicht freige-
stellt sind, wenn sie einen der unter Buchstaben a und b
genannten Schwellenwerte übersteigen.
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(26) ABl. C 298 vom 11.11.1995.
(27) ABl. C 199 vom 14.7.2001, S. 11.

(28) ABl. C 119 vom 22.5.2002, S. 22.
(29) Schreibfehler: Es muss heißen „Artikel 9a Absatz 2“.



(87) Daraus ergibt sich, dass die von IGAPE als Zuschuss ge-
währte Beihilfe in Höhe von 2 399 407 EUR nicht von
dieser Pflicht freigestellt werden kann. Den spanischen
Behörden zufolge (siehe Randnr. 24) entspricht die Bei-
hilfe 8 % der Investition. Die Investition beläuft sich folg-
lich auf 29 992 588 EUR und übersteigt somit den in
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a genannten Wert von
25 000 000 EUR. Darüber hinaus ist die Eisen- und
Stahlindustrie als ein Sektor anzusehen, in dem gemäß
Ziffer 1 Absatz 3 der Mitteilung der Kommission über
Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen und Schlie-
ßungsbeihilfen für die Stahlindustrie (30) und Ziffer 27
des Multisektoralen Regionalbeihilferahmens für große
Investitionsvorhaben (31) keine Regionalbeihilfen gewährt
werden können. Die gleiche Situation lag vor, als die
Beihilfe gemäß dem Stahlbeihilfenkodex gewährt wurde.
Da es sich bei Siderúrgica Añón um ein mittleres Unter-
nehmen handelt, muss bei der Bestimmung des gemäß
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i anzusetzenden
Schwellenwerts von 7,5 % ausgegangen werden, wie in
Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b angegeben. Nach Artikel
6 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i darf die Bruttobeihilfein-
tensität nicht mehr als 50 % von 7,5 % betragen, d. h.
3,75 %. Der Wert von 8 % liegt weit oberhalb dieser
Schwelle. Bei der Bruttobeihilfeintensität von IGAPE
muss nämlich der Gesamtbetrag des Zuschusses berück-
sichtigt werden (der sich auf 8 % beläuft), und nicht der
anfänglich ausbezahlte Betrag (der sich auf 0,95 % be-
läuft), wie von den spanischen Behörden angeführt (siehe
Randnr. 37), denn zur Beurteilung der Beihilfe ist der
gewährte Betrag und nicht der ausbezahlte Betrag maß-
geblich.

(88) Berücksichtigt man ferner, dass aus dem letzten Satz von
Ziffer 27 des Multisektoralen Regionalbeihilferahmens für
große Investitionsvorhaben hervorgeht, dass größere Ein-
zelbeihilfen für die Stahlindustrie, die durch die KMU-
Verordnung nicht freigestellt sind, mit dem Gemeinsa-
men Markt unvereinbar sind, kann auch der Zuschuss
von IGAPE nicht nach der KMU-Verordnung freigestellt
werden. Dieselbe Schlussfolgerung hätte sich auch bei der
Anwendung des bei der Gewährung der Beihilfe gelten-
den Stahlbeihilfenkodex ergeben.

(89) Was alle übrigen Beihilfen betreffen, die als Investitions-
beihilfen angesehen werden, so können auch diese nicht
nach der KMU-Verordnung freigestellt werden. Deshalb
hätten sie mit dem von IGAPE gewährten Zuschuss ku-
muliert werden müssen und wären infolgedessen nach
der in den Randnummern 86 bis 88 dargelegten Argu-
mentation unvereinbar.

(90) Andererseits muss die Vereinbarkeit gemäß der regiona-
len Ausnahmeregelung für staatliche Beihilfen anhand der
Kriterien beurteilt werden, die in den zum Zeitpunkt der
Beihilfegewährung geltenden Bestimmungen festgelegt
sind, wie die Bekanntmachung der Kommission über
die zur Beurteilung unrechtmäßiger staatlicher Beihilfen

anzuwendenden Regeln vorsieht. Wie bereits erwähnt,
erlaubte der Stahlbeihilfenkodex zum Zeitpunkt der Bei-
hilfegewährung keine Regionalbeihilfen. Infolgedessen
fällt die Beihilfe nicht unter diese Ausnahmeregelung.

(91) Ebenso wenig kann die Kommission das Argument gel-
ten lassen, dass einige der Investitionen für eine Umwelt-
schutzbeihilfe in Betracht kämen, und zwar aus folgen-
den Gründen:

(92) Nach Artikel 3 Stahlbeihilfenkodex (32), der die Kriterien
für die Anwendung des Gemeinschaftsrahmens für Um-
weltschutzbeihilfen aufführt, hat die Kommission ver-
steckte Investitionsbeihilfen für neue Anlagen oder Aus-
rüstungen zu verhindern. Darüber hinaus legt der Ge-
meinschaftsrahmen für staatliche Umweltschutzbeihil-
fen (33) gemäß dem Stahlbeihilfenkodex fest, dass Beihil-
fen, die angeblich Umweltzwecken dienen, in Wirklich-
keit aber allgemeine Investitionen fördern, nicht unter
diesen Rahmen fallen (Ziffer 3.2.1).

(93) Im vorliegenden Fall weist die Kommission zunächst da-
rauf hin, dass für die spanischen Behörden Umwelt-
schutzüberlegungen bei der Gewährung der Beihilfe keine
Rolle gespielt haben.

(94) Ebenso weist sie darauf hin, dass die Investitionen in das
Abwasserbehandlungssystem und den Wärmofen die
Wirtschaftlichkeit des Unternehmens erhöhen werden,
da Wasser- und Energiekosten eingespart werden. Der
Einbau solcher Anlagen ist gängige Praxis in der Branche
und wird nicht als Umweltinvestition angesehen. Nach
Ansicht der Kommission ist dies der eigentliche Grund
für die Investitionen, sodass sie nicht unter den Gemein-
schaftsrahmen für Umweltschutzbeihilfen fallen (34).

(95) Jedenfalls haben weder die spanischen Behörden noch der
Empfänger konkrete Beweise vorgelegt, dass diese Anla-
gen zum Umweltschutz beitragen. Aus diesem Grund ist
weder ein unabhängiges Gutachten noch eine Konsulta-
tion der Mitgliedstaaten erforderlich (siehe Anhang zum
Stahlbeihilfenkodex). Ebenso wenig haben sie alle wirt-
schaftlichen Vorteile, die sich durch niedrigere Produk-
tionskosten ergeben, gegengerechnet, so wie es der An-
hang (35) zum Stahlbeihilfenkodex verlangt, oder erklärt,
wie die zusätzlichen Kosten berechnet wurden.
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(30) ABl. C 70 vom 19.3.2002, S. 21.
(31) ABl. C 70 vom 19.3.2002, S. 8.

(32) Dieser Artikel ist zur Würdigung von Beihilfen heranzuziehen, die
gemäß der Bekanntmachung der Kommission über die zur Beur-
teilung unrechtmäßiger staatlicher Beihilfen anzuwendenden Regeln
sowie Ziffer 82 Buchstabe b und Ziffer 7 Absatz 2 des Gemein-
schaftsrahmens für staatliche Umweltschutzbeihilfen gewährt wer-
den.

(33) Gemeinschaftsrahmen für staatliche Umweltschutzbeihilfen.
(34) Siehe insbesondere erster Satz des Anhangs zum Stahlbeihilfenko-

dex.
(35) Siehe Buchstabe b des Abschnitts „Beihilfen als Anreiz für eine

spürbare Verbesserung des Umweltschutzniveaus“ im Anhang.



(96) In Bezug auf die technischen Arbeiten ist die Kommis-
sion der Ansicht, dass keinerlei Gewinn für die Umwelt
entstanden ist; sollte ein Gewinn für die Arbeitnehmer-
sicherheit entstanden sein, so wäre er weder durch den
Gemeinschaftsrahmen für Umweltschutzbeihilfen noch
durch irgendeine Bestimmung des Stahlbeihilfenkodex
gedeckt.

(97) Ebenso wenig sieht die Kommission, welche Bestimmung
des Stahlbeihilfenkodex als Grundlage für die Vereinbar-
keit der Beihilfe dienen könnte. Es ist offensichtlich, dass
es sich nicht um Forschungs- und Entwicklungsbeihilfen
oder Schließungsbeihilfen handelt und dass sie auch nicht
in Griechenland gewährt wurden. Außerdem stellt die
Kommission fest, dass es sich nicht um Ausbildungsbei-
hilfen im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 68/2001 der
Kommission vom 12. Januar 2001 über die Anwendung
der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf Ausbildungsbei-
hilfen (36) oder Beschäftigungsbeihilfen im Sinne der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2204/2002 der Kommission vom 12.
Dezember 2002 über die Anwendung der Artikel 87 und
88 EG-Vertrag auf Beschäftigungsbeihilfen (37) han-
delt. (38) Die spanischen Behörden haben sich jedenfalls
auf keine dieser Ausnahmen und auf keine dieser Ver-
ordnungen berufen.

(98) Abschließend weist die Kommission darauf hin, dass die
Mitteilung der Kommission über staatliche Beihilfen und
Risikokapital zum Zeitpunkt der Beihilfegewährung nicht
für den Stahlsektor galt und nach Kapitel VIII.3 Absatz 8
auch nach wie vor nicht gilt.

(99) Bei Berücksichtigung all dieser Umstände gelangt die
Kommission zu der Auffassung, dass keine der Ausnah-
meregelungen für Investitionsbeihilfen im Stahlsektor im
vorliegenden Fall anzuwenden ist und infolgedessen die
Maßnahmen, die von der Kommission als staatliche Bei-
hilfen eingestuft wurden, nicht mit dem Gemeinsamen
Markt vereinbar sind.

VI. SCHLUSSFOLGERUNG

(100) Die Kommission muss feststellen, dass Spanien die in
Frage stehenden Beihilfemaßnahmen, die mit dem Ge-
meinsamen Markt unvereinbar sind, rechtswidrig durch-
geführt hat. Daher müssen diese Maßnahmen aufgehoben
werden.

(101) Des Weiteren entscheidet die Kommission gemäß Artikel
14 Absatz 1 der Verordnung des Rates (EG) Nr.
659/1999 in Negativentscheidungen hinsichtlich rechts-
widriger Beihilfen, dass der betreffende Mitgliedstaat alle
notwendigen Maßnahmen ergreift, um die Beihilfe vom

Empfänger zurückzufordern. Die zurückzufordernde Bei-
hilfe umfasst Zinsen von dem Zeitpunkt an, ab dem die
rechtswidrige Beihilfe dem Empfänger zur Verfügung
stand, bis zu ihrer tatsächlichen Rückzahlung. Die Zinsen
werden auf der Grundlage des für die Berechnung des
Subventionsäquivalents der Regionalbeihilfen verwende-
ten Bezugssatzes berechnet.

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die staatliche Beihilfe, die Spanien zugunsten von Sider-
úrgica Añón S.A. gewährt hat, ist mit dem Gemeinsamen Markt
unvereinbar.

(2) Die in Absatz 1 genannte Beihilfe umfasst Folgendes:

a) das in der Beteiligung von SODIGA am Aktienkapital von
Siderúrgica Añón enthaltene Beihilfeelement, nämlich:

i) eine jährliche Prämie von 5,13 % für die ursprüngliche
Kapitaleinlage von 1 803 060 EUR, abzüglich der fünf
jährlichen Rückzahlungen über 150 916 EUR, was die
erste Beteiligung im Jahr 2001 betrifft, und

ii) eine jährliche Prämie von 3,86 % für die ursprüngliche
Kapitaleinlage von 495 180 EUR, abzüglich der vier
jährlichen Rückzahlungen über 41 868 EUR, was die
zweite Beteiligung im Jahr 2002 betrifft;

b) den von IGAPE am 10. November 2000 gewährten Zu-
schuss in Höhe von 2 399 407 EUR;

c) die Zinszuschüsse, die auf den Konsortialkredit vom 2. April
2001 in Höhe von 9 616 193 EUR im Rahmen der Bürg-
schaft über 30 % gewährt wurden, d. h. 0,3 % jährlich, und
der von IGAPE gewährte direkte Zinszuschuss von 0,25 %
jährlich, der sich auf insgesamt 52 889,10 EUR jährlich
beläuft;

d) die durch IGAPE erfolgte Zahlung der Bereitstellungsprovi-
sion in Höhe von 48 081 EUR für das am 2. April 2001
gewährte Darlehen über 9 616 193 EUR;

e) den Zinszuschuss in Höhe von 5,7 % jährlich, der im zins-
freien Kredit des Ministeriums für Wissenschaft und Tech-
nologie vom 29. Dezember 2000 über 1 803 036 EUR ent-
halten ist.
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(36) ABl. L 10 vom 13.1.2001, S. 20. Verordnung geändert durch die
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(37) ABl. L 337 vom 13.12.2002, S. 3.
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über die zur Beurteilung unrechtmäßiger staatlicher Beihilfen anzu-
wendenden Regeln hat die Kommission zu prüfen, ob die Beihilfen
unter Umständen mit einer derzeit geltenden Verordnung der Kom-
mission oder des Rates im Bereich der staatlichen Beihilfen verein-
bar sind.



Artikel 2

(1) Spanien verzichtet darauf, dem Empfänger weitere Beihil-
fen über die in Artikel 1 genannten Maßnahmen zu gewähren.

In Bezug auf bereits genehmigte, aber zum Zeitpunkt dieser
Entscheidung noch nicht getätigte Zahlungen kann Spanien
die Rückzahlung aller nach Erlass dieser Entscheidung ausge-
zahlten Beträge fordern oder die Konditionen der in Artikel 1
erwähnten Maßnahmen an die Marktbedingungen anpassen, wie
in der vorliegenden Entscheidung ausgeführt.

(2) Spanien ergreift alle notwendigen Maßnahmen, um die in
Artikel 1 genannte Beihilfe von dem Empfänger zurückzufor-
dern.

(3) Die Rückforderung der Beihilfe erfolgt unverzüglich im
Einklang mit den nationalen Verfahren, sofern diese die sofor-
tige, tatsächliche Vollstreckung der Entscheidung ermöglichen.
Die zurückzufordernden Beträge umfassen Zinsen von dem
Zeitpunkt an, ab dem die Beträge dem Empfänger zur Verfü-
gung standen, bis zu ihrer tatsächlichen Rückzahlung. Der Zins-
satz wird auf der Grundlage des für die Berechnung des Sub-
ventionsäquivalents der Regionalbeihilfen verwendeten Bezugs-
satzes berechnet.

Der vorstehend genannte Zinssatz wird für die gesamte Dauer
nach der Zinseszinsformel berechnet.

Artikel 3

Spanien teilt der Kommission innerhalb von zwei Monaten nach
der Bekanntgabe dieser Entscheidung die Maßnahmen mit, die
geplant sind oder bereits ergriffen wurden, um der Entscheidung
nachzukommen. Zu diesem Zweck verwendet es den im An-
hang der vorliegenden Entscheidung beigefügten Fragebogen.

Artikel 4

Diese Entscheidung ist an das Königreich Spanien gerichtet.

Brüssel, den 16. Juni 2004

Für die Kommission
Mario MONTI

Mitglied der Kommission
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ANHANG

Angaben zur Umsetzung der Entscheidung der Kommission

1. BERECHNUNG DES ZURÜCKZUFORDERNDEN BETRAGS

1.1 Detaillierte Angaben zu den Beträgen der rechtswidrig zur Verfügung gestellten Beihilfe:

Kurze Beschreibung der
Maßnahme (°)

Datum der
Auszahlung (°°) Betrag der Beihilfe (*) Währung Datum der

Rückzahlung (**)

(°) Besteht eine Maßnahme aus mehreren Teilbeträgen, sind getrennte Reihen zu verwenden.
(°°) Zeitpunkt, zu dem die Teilbeträge dem Begünstigten zur Verfügung gestellt wurden.
(*) Betrag der dem Begünstigten zur Verfügung gestellten Beihilfe (als Bruttosubventionsäquivalent).
(**) Zeitpunkt, zu dem der Begünstigte die Teilbeträge zurückgezahlt hat.

Bemerkungen:

1.2 Detaillierte Darstellung der Berechnung der auf die zurückzufordernde Beihilfe anwendbaren Zinsen.

2. MAßNAHMEN, DIE ZUR RÜCKFORDERUNG DER BEIHILFE VORGESEHEN SIND UND ERGRIFFEN WURDEN

2.1 Detaillierte Beschreibung der vorgesehenen und bereits ergriffenen Maßnahmen zur sofortigen und tatsächlichen
Rückzahlung der Beihilfe. Gegebenenfalls ist die rechtliche Grundlage der ergriffenen oder vorgesehenen Maßnahmen
anzuführen.

2.2 Wann wird die Beihilfe zur Gänze zurückgezahlt sein?

3. BEREITS ERFOLGTE RÜCKZAHLUNGEN

3.1 Detaillierte Angaben zu den vom Empfänger zurückgezahlten Beträgen der Beihilfe:

Kurze Beschreibung der
Maßnahme Datum (°) Betrag der zurückbe-

zahlten Beihilfe Währung Datum der
Rückzahlung (°°)

(°) Zeitpunkt, zu dem die Teilbeträge dem Begünstigten zur Verfügung gestellt wurden.
(°°) Datum der Rückzahlung.

3.2 Nachweise für die Rückzahlung der in der Tabelle unter Nummer 3.1 angeführten Beihilfebeträge.
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 23. November 2005

zur Änderung der Entscheidung 2005/393/EG hinsichtlich der Sperrzonen für die Blauzungen-
krankheit in Spanien

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2005) 4481)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2005/828/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 2000/75/EG des Rates vom 20. No-
vember 2000 mit besonderen Bestimmungen für Maßnahmen
zur Bekämpfung und Tilgung der Blauzungenkrankheit (1),
insbesondere auf Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe d, Artikel 8
Absatz 3 und Artikel 19 Unterabsatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Richtlinie 2000/75/EG wurden Kontrollvorschrif-
ten und Maßnahmen zur Bekämpfung der Blauzungen-
krankheit in der Gemeinschaft festgelegt, einschließlich
der Einrichtung von Schutz- und Überwachungszonen
und des Verbots der Verbringung von Tieren aus diesen
Zonen.

(2) Mit der Entscheidung 2005/393/EG der Kommission
vom 23. Mai 2005 zur Abgrenzung von Schutz- und
Überwachungszonen in Bezug auf die Blauzungenkrank-
heit und zur Regelung der Verbringung von Tieren inner-
halb der und aus diesen Zonen (2) wurden die geografi-
schen Gebiete abgegrenzt, in denen die Mitgliedstaaten
Schutz- und Überwachungszonen („die Sperrzonen“) in
Bezug auf die Blauzungenkrankheit einrichten sollen.

(3) Spanien hat der Kommission mitgeteilt, dass in mehreren
neuen Randgebieten der Serotyp 4 betreffenden Sperr-
zone Viruszirkulation nachgewiesen wurde.

(4) Daher sollte die Sperrzone unter Berücksichtigung der
verfügbaren Angaben über die Ökologie des Vektors
und die Entwicklung seiner saisonalen Aktivität ausge-
weitet werden.

(5) Die Entscheidung 2005/393/EG ist daher entsprechend
zu ändern.

(6) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus-
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Im Anhang I der Entscheidung 2005/393/EG enthält der die
Zone E (Spanien) betreffende Teil folgende Fassung:

„Spanien

— Provinzen Cádiz, Málaga, Sevilla, Huelva, Córdoba, Cáce-
res, Badajoz

— Provinz Jaen (Comarcas Jaen und Andujar)

— Provinz Toledo (Comarcas Almorox, Belvis de Jara, Gál-
vez, Mora, Los Navalmorales, Ocaña, Oropesa, Quintanar
de la Orden, Madridejos, Talavera de la Reina, Toledo,
Torrijos und Juncos)

— Provinz Avila (Comarcas Arenas de San Pedro, Candelada,
Cebreros, Las Navas del Marques, Navaluenga, Sotillo de
la Adrada)

— Provinz Ciudad Real (Comarcas Almadén, Almodóvar del
Campo, Ciudad Real, Horcajo de los Montes, Malagón,
Manzanares und Piedrabuena)

— Provinz Salamanca (Comarcas Bejar, Ciudad Rodrigo und
Sequeros)

— Provinz Madrid (Comarcas Aranjuez, El Escorial, Grinon,
Navalcarnero und San Martin de Valdeiglesias)“.

DE26.11.2005 Amtsblatt der Europäischen Union L 311/37

(1) ABl. L 327 vom 22.12.2000, S. 74.
(2) ABl. L 130 vom 24.5.2005, S. 22. Entscheidung zuletzt geändert

durch die Entscheidung 2005/763/EG (ABl. L 288 vom 29.10.2005,
S. 54).



Artikel 2

Diese Entscheidung gilt ab 29. November 2005.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 23. November 2005

Für die Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 24. November 2005

zur Aufhebung der Entscheidungen 1999/355/EG und 2001/219/EG

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2005) 4500)

(2005/829/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 2000/29/EG des Rates vom 8. Mai
2000 über Maßnahmen zum Schutz der Gemeinschaft gegen
die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorganismen der
Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse (1), insbesondere auf Artikel
16 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Entscheidung 1999/355/EG der Kommission vom
26. Mai 1999 über Sofortmaßnahmen gegenüber China
(ausgenommen Hongkong) zum Schutz gegen die Ver-
breitung von Anoplophora glabripennis (Motschulsky) (2)
und die Entscheidung 2001/219/EG der Kommission
vom 12. März 2001 über befristete Sofortmaßnahmen
in Bezug auf ganz oder teilweise aus unbehandeltem
Nadelholz hergestelltes Verpackungsmaterial mit Ur-
sprung in Kanada, China, Japan und den USA (3) sind
hinfällig geworden, weil die einschlägigen Bestimmungen
nunmehr in der Richtlinie 2000/29/EG enthalten sind.

(2) Deshalb sind die Entscheidungen 1999/355/EG und
2001/219/EG im Interesse der Klarheit und der Konsis-
tenz des Gemeinschaftsrechts aufzuheben.

(3) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus-
ses für Pflanzenschutz —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Entscheidungen 1999/355/EG und 2001/219/EG werden
aufgehoben.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 24. November 2005

Für die Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission
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(1) ABl. L 169 vom 10.7.2000, S. 1. Richtlinie zuletzt geändert durch
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(3) ABl. L 81 vom 21.3.2001, S. 39.



ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 25. November 2005

zur Änderung der Entscheidung 2003/322/EG hinsichtlich der Fütterung bestimmter Aas fressender
Vögel mit bestimmten Materialien der Kategorie 1

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2005) 4521)

(Nur der spanische, griechische, französische, italienische und portugiesische Text sind verbindlich)

(2005/830/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 3. Oktober 2002 mit
Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr be-
stimmte tierische Nebenprodukte (1), insbesondere auf Artikel
23 Absatz 2 Buchstabe d,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Entscheidung 2003/322/EG der Kommission vom
12. Mai 2003 zur Durchführung der Verordnung (EG)
Nr. 1774/2002 des Europäischen Parlaments und des
Rates hinsichtlich der Fütterung bestimmter Aas fressen-
der Vögel mit bestimmten Materialien der Kategorie 1 (2)
gestattet einer Reihe von Mitgliedstaaten, gefährdete oder
geschützte Arten Aas fressender Vögel unter bestimmten
Bedingungen mit Material der Kategorie 1 zu füttern.

(2) Gemäß dieser Entscheidung und in dem Bestreben, die
Gefahr der Ausbreitung der transmissiblen spongiformen
Enzephalopathien (TSE) zu begrenzen, dürfen Tierkörper
von Rindern, Schafen und Ziegen nur verfüttert werden,
wenn ein zuvor durchgeführter TSE-Test negativ ausfällt.

(3) Um die Verfügbarkeit von Futter für gefährdete oder ge-
schützte Arten zu verbessern, sollten die Testanforderun-
gen für zur Verfütterung bestimmte Tierkörper in Ein-
klang mit der Verordnung (EG) Nr. 999/2001 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001
mit Vorschriften zur Verhütung, Kontrolle und Tilgung
bestimmter transmissibler spongiformer Enzephalopa-
thien (3) gebracht werden, wobei die Quote der zu be-
probenden Schafs- und Ziegenkörper zu begrenzen wäre.

(4) Das Verbot, positiv auf TSE getestete Tierkörper als Futter
zu verwenden, sollte bestehen bleiben.

(5) Die Entscheidung 2003/322/EG sollte daher entspre-
chend geändert werden.

(6) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
stimmen mit der Stellungnahme des Ständigen Ausschus-
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit übe-
rein —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Im Anhang zur Entscheidung 2003/322/EG wird Teil B Absatz 3
Buchstabe b wie folgt ersetzt:

„b) sicherstellen, dass alle Körper von Rindern und mindes-
tens 4 % der Körper von Schafen und Ziegen, die zur
Verfütterung bestimmt sind, zuvor mit einem TSE-Test
negativ getestet wurden, der im Rahmen des TSE-Über-
wachungsprogramms gemäß Anhang III der Verordnung
(EG) Nr. 999/2001 durchgeführt wurde, und“.

Artikel 2

Diese Entscheidung tritt am 1. Dezember 2005 in Kraft.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an die Hellenische Republik, das König-
reich Spanien, die Französische Republik, die Italienische Repu-
blik, die Republik Zypern und die Portugiesische Republik ge-
richtet.

Brüssel, den 25. November 2005

Für die Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission
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EUROPÄISCHE ZENTRALBANK

BESCHLUSS DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK

vom 17. November 2005

über die Verteilung der Einkünfte der Europäischen Zentralbank aus dem Euro-Banknotenumlauf an
die nationalen Zentralbanken der teilnehmenden Mitgliedstaaten

(EZB/2005/11)

(2005/831/EG)

DER EZB-RAT —

gestützt auf die Satzung des Europäischen Systems der Zentral-
banken und der Europäischen Zentralbank, insbesondere auf
Artikel 33,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Damit Mittel einer Rückstellung für Wechselkurs-, Zins-
und Goldpreisrisiken zugewiesen werden können, ist es
erforderlich, den Beschluss EZB/2002/9 vom 21. Novem-
ber 2002 über die Verteilung der Einkünfte der Europä-
ischen Zentralbank aus dem Euro-Banknotenumlauf an
die nationalen Zentralbanken der teilnehmenden Mit-
gliedstaaten (1) neu zu fassen. Darüber hinaus ist es aus
operationalen Gründen zweckmäßiger, die Verteilung der
Einkünfte der Europäischen Zentralbank (EZB) aus dem
Euro-Banknotenumlauf nur einmal im Geschäftsjahr statt
jedes Quartal vorzunehmen.

(2) Der Beschluss EZB/2001/15 vom 6. Dezember 2001
über die Ausgabe von Euro-Banknoten (2) legt die Ver-
teilung des Euro-Banknotenumlaufs an die nationalen
Zentralbanken (NZBen) entsprechend ihrem eingezahlten
Anteil am Kapital der EZB fest. In Artikel 4 des Beschlus-
ses EZB/2001/15 und im Anhang zu jenem Beschluss
werden der EZB 8 % des Gesamtwerts des Euro-Bankno-
tenumlaufs zugeteilt. Die EZB hat entsprechend dem
Wert der von ihr ausgegebenen Euro-Banknoten gegen-
über den NZBen Intra-Eurosystem-Forderungen entspre-
chend deren Anteilen im Kapitalzeichnungsschlüssel.

(3) Gemäß Artikel 2 Absatz 2 des Beschlusses EZB/2001/16
vom 6. Dezember 2001 über die Verteilung der monetä-
ren Einkünfte der nationalen Zentralbanken der teil-

nehmenden Mitgliedstaaten ab dem Geschäftsjahr
2002 (3) werden die Intra-Eurosystem-Salden aus dem
Euro-Banknotenumlauf zum Referenzzinssatz verzinst.
Gemäß Artikel 2 Absatz 3 des Beschlusses
EZB/2001/16 wird diese Verzinsung über TARGET vor-
genommen.

(4) Gemäß dem sechsten Erwägungsgrund des Beschlusses
EZB/2001/16 sollten die der EZB aus der Verzinsung
ihrer gegenüber den NZBen in Höhe ihres jeweiligen An-
teils am Euro-Banknotenumlauf bestehenden Intra-Euro-
system-Forderungen zufließenden Einkünfte gemäß den
Beschlüssen des EZB-Rates grundsätzlich im gleichen Ge-
schäftsjahr, in dem sie anfallen, an die NZBen entspre-
chend deren Anteil im Kapitalzeichnungsschlüssel verteilt
werden.

(5) Bei der Verteilung der der EZB aus der Verzinsung ihrer
gegenüber den NZBen in Höhe ihres jeweiligen Anteils
am Euro-Banknotenumlauf bestehenden Intra-Eurosys-
tem-Forderungen zufließenden Einkünfte sollte die EZB
eine Schätzung ihres finanziellen Ergebnisses für das je-
weilige Jahr berücksichtigen, die dem Erfordernis, Mittel
einer Rückstellung für Wechselkurs-, Zins- und Gold-
preisrisiken zuzuweisen, und der Verfügbarkeit von Rück-
stellungen, die zum Ausgleich erwarteter Aufwendungen
verwendet werden können, hinreichend Rechnung trägt.

(6) Bei der Bestimmung des Nettogewinnbetrags der EZB,
der gemäß Artikel 33.1 der Satzung dem allgemeinen
Reservefonds zugeführt wird, sollte der EZB-Rat berück-
sichtigen, dass jeglicher Teil des Nettogewinns, der den
Einkünften aus dem Euro-Banknotenumlauf entspricht,
vollständig an die NZBen verteilt werden sollte —
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS GEFASST:

Artikel 1

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Beschlusses sind die nachfolgend aufgeführten
Begriffe wie folgt zu verstehen:

a) „teilnehmende Mitgliedstaaten“: die Mitgliedstaaten, die den
Euro gemäß dem Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft eingeführt haben;

b) „NZBen“: die nationalen Zentralbanken der teilnehmenden
Mitgliedstaaten;

c) „Intra-Eurosystem-Salden aus dem Euro-Banknotenumlauf“:
die Forderungen und Verbindlichkeiten, die sich zwischen
einer NZB und der EZB und zwischen einer NZB und den
anderen NZBen aus der Anwendung von Artikel 4 des Be-
schlusses EZB/2001/15 ergeben;

d) „Einkünfte der EZB aus dem Euro-Banknotenumlauf“: die der
EZB aus der Verzinsung ihrer gegenüber den NZBen in Höhe
ihres jeweiligen Anteils am Euro-Banknotenumlauf bestehen-
den Intra-Eurosystem-Forderungen zufließenden Einkünfte,
die sich aus der Anwendung von Artikel 2 des Beschlusses
EZB/2001/16 ergeben.

Artikel 2

Vorläufige Verteilung der Einkünfte der EZB aus dem Euro-
Banknotenumlauf

(1) Die Einkünfte der EZB aus dem Euro-Banknotenumlauf
stehen den NZBen im gleichen Geschäftsjahr, in dem sie an-
fallen, vollständig zu und werden an die NZBen entsprechend
ihrem eingezahlten Anteil am gezeichneten Kapital der EZB
verteilt.

(2) Die EZB verteilt ihre in jedem Geschäftsjahr erzielten Ein-
künfte aus dem Euro-Banknotenumlauf an die NZBen am zwei-
ten Arbeitstag des darauf folgenden Jahres.

(3) Gemäß einem Beschluss des EZB-Rates auf der Grundlage
der Satzung kann der Betrag der Einkünfte der EZB aus dem
Euro-Banknotenumlauf in Bezug auf Aufwendungen, die der
EZB im Zusammenhang mit der Ausgabe und Bearbeitung
von Euro-Banknoten entstehen, verringert werden.

Artikel 3

Ausnahmeregelung zu Artikel 2

Abweichend von Artikel 2:

1. beschließt der EZB-Rat vor dem Ende des Geschäftsjahres,
die gesamten Einkünfte der EZB aus dem Euro-Banknoten-
umlauf oder einen Teil dieser Einkünfte gemäß Artikel 2 in
dem Umfang nicht zu verteilen, der erforderlich ist, um sicher-
zustellen, dass der Betrag der verteilten Einkünfte den Nettoge-
winn der EZB für das betreffende Jahr nicht übersteigt, wenn der
EZB-Rat auf der Grundlage einer mit Gründen versehenen
Schätzung des Direktoriums erwartet, dass die EZB einen Ver-
lust im Gesamtjahr oder einen Jahresnettogewinn ausweist, der
geringer ist als der geschätzte Betrag ihrer Einkünfte aus dem
Euro-Banknotenumlauf;

2. kann der EZB-Rat vor dem Ende des Geschäftsjahres be-
schließen, die gesamten Einkünfte der EZB aus dem Euro-
Banknotenumlauf oder einen Teil dieser Einkünfte einer
Rückstellung für Wechselkurs-, Zins- und Goldpreisrisiken
zuzuführen.

Artikel 4

Schlussbestimmungen

(1) Der Beschluss EZB/2002/9 wird aufgehoben. Verweisun-
gen auf den aufgehobenen Beschluss gelten als Verweisungen
auf den vorliegenden Beschluss.

(2) Dieser Beschluss tritt einen Tag nach seinem Erlass in
Kraft.

Geschehen zu Frankfurt am Main am 17. November 2005.

Der Präsident der EZB
Jean-Claude TRICHET
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BESCHLUSS DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK

vom 17. November 2005

zur Änderung des Beschlusses EZB/2002/11 über den Jahresabschluss der Europäischen Zentralbank

(EZB/2005/12)

(2005/832/EG)

DER EZB-RAT —

gestützt auf die Satzung des Europäischen Systems der Zentral-
banken und der Europäischen Zentralbank, insbesondere auf
Artikel 26.2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Unter gebührender Berücksichtigung der Art ihrer Tätig-
keit sollte die Europäische Zentralbank (EZB) in ange-
messener Weise gegen Wechselkurs-, Zins- und Gold-
preisrisiken abgesichert sein. Der EZB-Rat kann eine
Rückstellung für derartige Risiken in die Bilanz der EZB
aufnehmen.

(2) Artikel 3 Absatz 2 des Beschlusses EZB/2005/11 über die
Verteilung der Einkünfte der Europäischen Zentralbank
aus dem Euro-Banknotenumlauf an die nationalen Zent-
ralbanken der teilnehmenden Mitgliedstaaten (1) legt fest,
dass der EZB-Rat vor dem Ende des Geschäftsjahres be-
schließen kann, die gesamten Einkünfte der EZB aus dem
Euro-Banknotenumlauf oder einen Teil dieser Einkünfte
einer Rückstellung für Wechselkurs-, Zins- und Gold-
preisrisiken zuzuführen —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS GEFASST:

Artikel 1

Der folgende Artikel 6a wird in Kapitel II des Beschlusses
EZB/2002/11 (2) eingefügt:

„Artikel 6a

Rückstellung für Wechselkurs-, Zins- und Goldpreisrisi-
ken

Unter gebührender Berücksichtigung der Art der Tätigkeit der
EZB kann der EZB-Rat eine Rückstellung für Wechselkurs-,
Zins- und Goldpreisrisiken in die Bilanz der EZB aufnehmen.
Über die Höhe und Verwendung der Rückstellung beschließt
der EZB-Rat auf der Grundlage einer mit Gründen versehenen
Schätzung der Risiken, denen die EZB ausgesetzt ist.“

Artikel 2

Schlussbestimmung

Dieser Beschluss tritt einen Tag nach seinem Erlass in Kraft.

Geschehen zu Frankfurt am Main am 17. November 2005.

Der Präsident der EZB
Jean-Claude TRICHET

DE26.11.2005 Amtsblatt der Europäischen Union L 311/43

(1) Siehe Seite 41 dieses Amtsblatts. (2) ABl. L 58 vom 3.3.2003, S. 38.
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